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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

2019 setzten sich das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:
Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren könnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, würde die für
Demokratien essenzielle «Verständigungsbereitschaft» der Bevölkerung und damit die
Diskursöffentlichkeit «torpedieren». Man könne tatsächlich annehmen, dass sich
solcherart Zustände mehren würden, blicke man etwa auf die Präsidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgeführte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jährlich auch den World
Happiness Report veröffentlicht, habe nämlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevölkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings öfters auch ihren
Nutzen in Frage stelle – nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevölkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestärkt würden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert für
Diskussionen böte und dem «Postfaktische[n]» etwas entgegenhalten könne.
Das ZDA fühlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kübler wurde auch in der Aargauer Zeitung veröffentlicht.
Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Über
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bürgerinnen und Bürger «zunehmend
unzufrieden und misstrau[t]en Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fühle oder Anliegen nicht ernstgenommen würden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefährde, gleichzeitig
führe der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz längst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.
Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zurückgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitätsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschränkung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Rückgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.
Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegenüber Journalisten häufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) während ihrer Kandidatur für den
Ständerat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mörgeli und Roger Köppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zürcher Lokal mit Getränken überschüttet
worden. 
Frauen gegenüber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und persönlich gefärbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten könnte, und Rost fügte
hinzu, dass Hass dazu führe, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
äussern könnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr für die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» – dieser hätte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resümierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld überlasse und sich für «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

In der Sommersession 2020 beriet der Nationalrat als Zweitrat die Vorlage zur
Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalität, die auch die Genehmigung des Europarats-Übereinkommens
über die Terrorismusprävention und dessen Zusatzprotokolls beinhaltete. Während die
vorberatende SiK-NR die Stossrichtung des Geschäfts mehrheitlich unterstützte, wie
deren Sprecher Mauro Tuena (svp, ZH) dem Ratsplenum bekannt gab, beantragte eine
Minderheit Schlatter (gp, ZH) die Rückweisung an den Bundesrat, weil sie eine klare
Definition von terroristischen Organisationen vermisste und diese nicht der
Rechtsprechung überlassen wollte. Welche Organisation terroristisch sei, sei keine
juristische, sondern eine politische Entscheidung, begründete die Grüne Nationalrätin
ihren Antrag. Zudem forderte sie, dass sich die Strafrechtsverschärfung darauf
beschränken müsse, was das internationale Abkommen zwingend verlange. Votantinnen
und Votanten gegen die Rückweisung wandten ein, es gebe keine allgemeingültige,
globale Definition von Terrorismus, auf die man sich stützen könnte, und betonten das
Vertrauen in die Schweizer Justizbehörden. So einig wie die Fraktionen der SP und der
Grünen die Rückweisung unterstützen, stellten sich jene der GLP, der Mitteparteien,
der FDP und der SVP dagegen, sodass der Antrag mit 127 zu 67 Stimmen deutlich
abgelehnt wurde.
In der Detailberatung wandte sich die grosse Kammer in einem ersten Block den
Änderungen im Nachrichtendienstgesetz zu und erörterte die Frage, unter welchen
Voraussetzungen der Bundesrat eine Organisation, die die innere oder äussere
Sicherheit der Schweiz bedroht, verbieten können soll. Eine Minderheit Addor (svp, VS)
blieb mit der Forderung, dass der Bundesrat dies im Sinne von mehr Sicherheit und
Souveränität allein entscheiden können müsse, erfolglos. Die Mehrheit blieb beim
Entwurf des Bundesrates, demgemäss sich ein Verbot auf einen Verbots- oder
Sanktionsbeschluss der UNO gegen die fragliche Gruppierung stützen muss. Diese
Bedingung sei wichtig für die Neutralität der Schweiz, erläuterte Bundesrätin Karin
Keller-Sutter, weil sonst andere Staaten die Schweiz politisch oder diplomatisch unter
Druck setzen könnten, eine bestimmte Organisation zu verbieten.
Im zweiten Block widmete sich der Nationalrat den Anpassungen im Strafrecht. Der mit
sechs Minderheitsanträgen meistdiskutierte Artikel 260ter StGB definiert den
Tatbestand der Beteiligung an und Unterstützung einer kriminellen bzw. terroristischen
Organisation und legt das einschlägige Strafmass fest. Die Kommissionsmehrheit wich
mit ihrem Vorschlag insofern von der ständerätlichen Fassung ab, als sie humanitäre
Dienste einer unparteiischen humanitären Organisation wie dem IKRK explizit von der
Strafbarkeit ausschliessen wollte. Dieser Vorschlag setzte sich deutlich gegen alle
Minderheitsanträge durch, sowohl jene, die diese Ausnahmebestimmung für
humanitäre Organisationen einerseits als überflüssig oder andererseits mit der
Nennung des IKRK als zu eng gefasst in Frage stellten, als auch jene, die den
Strafrahmen insgesamt verkleinern, den Kampf für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
nicht als Terrorismus klassifizieren, die zusätzliche Bestrafung für weitere im Rahmen
einer Organisation begangene Straftaten explizit machen oder die Definition
terroristischer Organisationen ganz streichen wollten. Der zweite grosse Streitpunkt der
Vorlage lag im neuen Art. 260sexies StGB, der die Anwerbung und Ausbildung sowie das
Reisen im Hinblick auf eine terroristische Straftat unter Strafe stellt. Eine Minderheit
Seiler Graf (sp, ZH) wollte den ganzen Artikel streichen, weil sie diese Vorverlagerung
der Strafbarkeit als rechtsstaatlich problematisch ansah. Man befinde sich hier
«definitiv im Gesinnungsstrafrecht», urteilte die Antragstellerin. Terroristen liessen
sich kaum durch eine Strafandrohung abschrecken; Prävention und
Ursachenbekämpfung – etwa gestützt auf den Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung
und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus – wären an dieser
Stelle zielführender als repressive Massnahmen, schloss sie. Im Gegensatz dazu
bezeichnete Justizministerin Keller-Sutter den umstrittenen Artikel als «de[n]
zentrale[n] Pfeiler des Europaratsübereinkommens» und dessen Streichung als
«empfindlich[e] Schwächung des Strafrechts». Gegen die bis auf eine Ausnahme
(Philipp-Matthias Bregy, cvp/VS) geschlossen stimmenden Fraktionen der bürgerlichen
Parteien sowie der Grünliberalen blieb das links-grüne Lager schliesslich chancenlos.
Der dritte und letzte Block betraf die Änderungen im Rechtshilfegesetz. Auch hier
folgte der Nationalrat in allen Punkten seiner Kommissionsmehrheit und lehnte drei
Minderheitsanträge Roth (sp, SO) hochkant ab, die internationale Rechtshilfe bei
Steuerhinterziehung zulassen, die Voraussetzungen für die vorzeitige Übermittlung von
Informationen und Beweismitteln an ausländische Ermittlungsbehörden (sog.
dynamische Rechtshilfe) erhöhen und grenzüberschreitende Ermittlungsgruppen der
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft unterstellen wollten. Bei den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2020
KARIN FRICK
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Bedingungen für die dynamische Rechtshilfe kehrte der Nationalrat diskussionslos zu
den lockereren Voraussetzungen des Bundesrats zurück, anstatt sich der vom Ständerat
beschlossenen Verschärfung anzuschliessen.
In der Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die gegenüber dem Ständerat in
zwei Punkten veränderte Vorlage mit 127 zu 54 Stimmen bei 13 Enthaltungen an. Die
Fraktionen der SP und der Grünen machten damit ihre bereits in der Eintretensdebatte
geäusserte Drohung wahr, dem Entwurf ihre Zustimmung zu verweigern, sollten die
Tatbestände des Anwerbens, Ausbildens und Reisens im Hinblick auf einen Terrorakt im
Strafgesetzbuch festgeschrieben werden. Stillschweigend schrieb der Nationalrat
zudem die beiden Motionen 14.4187 für die Ratifizierung des Europaratseinkommens
zur Terrorismusverhütung und 15.3008 für wirksamere Strafbestimmungen zur
Verfolgung der organisierten Kriminalität ab. 2

Strafrecht

Der Nationalrat widmete sich in seiner Sondersession im Mai 2021 als Erstrat der
Änderung des DNA-Profil-Gesetzes, mit der eine gesetzliche Grundlage für die
Phänotypisierung, d.h. das Auslesen bestimmter äusserer Merkmale der gesuchten
Person aus einer DNA-Spur, geschaffen werden sollte. Eine Grüne Minderheit
beantragte Nichteintreten, weil ihr der vorliegende Entwurf zu weit ging; sie hätte
angesichts der Schwere des damit verbundenen Grundrechtseingriffs einen enger
eingegrenzten Anwendungsbereich für die Methode als geboten erachtet. Es sei nicht
Aufgabe der Politik, «in vorauseilendem Gehorsam den ganzen Wunschkatalog der
Strafverfolgungsbehörden zu erfüllen», appellierte Minderheitssprecherin Marionna
Schlatter (gp, ZH) an den Rat. Bundesrätin Karin Keller-Sutter relativierte, es handle sich
nicht um einen schweren Grundrechtseingriff, weil es sich bei den ausgewerteten
Daten nicht um jene einer bestimmten Einzelperson, sondern um eine anonyme Spur
handle. Zudem seien die ausgewerteten äusserlichen Merkmale «für jedermann
sichtbar, wie für einen Augenzeugen». Gegen den Widerstand der geschlossenen
Grünen Fraktion sowie der hälftig gespaltenen SP-Fraktion trat der Nationalrat mit 137
zu 43 Stimmen bei 6 Enthaltungen auf die Vorlage ein.
Inhaltlich befasste sich der Nationalrat zunächst mit der gesetzlichen Verankerung der
Verwandtenrecherche, d.h. die Durchsuchung der DNA-Datenbank nach Personen,
deren DNA-Profil grosse Ähnlichkeit zur gefundenen Spur aufweist und die daher mit
der Spurenlegerin oder dem Spurenleger verwandt sein könnten. Drei linke
Minderheitsanträge, die auf strengere Voraussetzungen und einen engeren
Anwendungsbereich für die Verwandtenrecherche zielten, wurden von der bürgerlichen
Ratsmehrheit deutlich abgelehnt. Als Zweites diskutierte die grosse Kammer mit der
Phänotypisierung den eigentlichen Kern des Geschäfts. Auch hier wurden mehrere
Minderheitsanträge aus den Reihen der SP und der Grünen zur Eingrenzung des
Anwendungsbereichs und für strengere Voraussetzungen für den Einsatz dieser
Ermittlungsmethode von der bürgerlichen Ratsmehrheit verworfen. Erfolgreich war
hingegen einzig eine Minderheit Riniker (fdp, AG), die befürwortete, dass der Bundesrat
in Abhängigkeit vom technischen Fortschritt künftig weitere äusserlich sichtbare
Merkmale – neben den explizit genannten Merkmalen Augen-, Haar- und Hautfarbe,
biogeografische Herkunft und Alter – für die Phänotypisierung zulassen kann. Die
Kommissionsmehrheit hätte diese Delegationsnorm gegenüber dem bundesrätlichen
Entwurf streichen wollen, sodass neue Merkmale nur über eine Gesetzesänderung
hätten hinzugefügt werden können, unterlag aber mit 97 zu 88 Stimmen bei 2
Enthaltungen ebenfalls der bürgerlichen Stimmkraft. Als einzige materielle Änderung
gegenüber dem Entwurf des Bundesrats nahm der Nationalrat einen Artikel ins DNA-
Profil-Gesetz auf, demzufolge nach Suizid ein DNA-Profil der verstorbenen Person
erstellt werden kann, das nach einem Jahr wieder gelöscht wird, sofern der Abgleich
mit der DNA-Datenbank keinen Treffer hervorbringt. Bundesrätin Keller-Sutter und eine
Minderheit Riniker vertraten vergebens die Ansicht, diese Norm schiesse übers Ziel
hinaus. Gemäss geltender Strafprozessordnung könne nach Suizid bereits ein DNA-
Profil erstellt werden, wenn Anzeichen vorliegen, dass die tote Person in ein Delikt
verwickelt sein könnte, erklärte die Justizministerin. Das Ansinnen, in jedem Fall von
Suizid – also auch ohne jegliche Hinweise auf eine Straftat – ein DNA-Profil zu erstellen,
bezeichnete sie als eine «fishing expedition». Mit 126 zu 59 Stimmen liess sich der
Nationalrat gegen den Widerstand der FDP- und der Grünen Fraktion dennoch darauf
ein. Bezüglich der Löschfristen für DNA-Profile lehnte die grosse Kammer sämtliche
Minderheitsanträge für eine Verlängerung oder Verkürzung ab und übernahm die
Vorschläge des Bundesrats unverändert. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Vorlage mit 125 zu 54 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. Die Grüne
Fraktion, die sich schon gegen Eintreten ausgesprochen hatte, lehnte das Geschäft

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.05.2021
KARIN FRICK
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auch in der Gesamtabstimmung geschlossen ab, ebenso jene zwei Drittel der SP-
Fraktion, die sich nicht der Stimme enthielten. 3

Privatrecht

Ist die Bedingung des Schweizer Bürgerrechts zur Ausübung des Berufs der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten beizubehalten? Eine Prüfung dieser
Frage forderte die Grüne Nationalrätin Marionna Schlatter (gp, ZH) mittels eines
Postulats. Die Voraussetzung, dass Zivilstandsbeamte zwingend das Schweizer
Bürgerrecht haben müssten, sei nicht mehr zeitgemäss und stelle eine Diskriminierung
auf dem Arbeitsmarkt dar. Ein Migrationshintergrund zusammen mit einer sehr guten
Integration könne für die Ausübung dieser Tätigkeit äusserst hilfreich und bereichernd
sein, so die Postulantin. Justizministerin Karin Keller-Sutter hielt dieser Argumentation
entgegen, dass die Aufgaben von Zivilstandsbeamten für den Rechtsstaat tragend seien.
Der Bundesrat erachte es deshalb als von grossem öffentlichem Interesse, dass die
Zivilstandsbeamtinnen und -beamten mit den gesellschaftlichen und politischen
Verhältnissen in der Schweiz vertraut seien. Entgegen der Empfehlung des Bundesrats
überwies der Nationalrat jedoch das Postulat in der Frühjahrssession 2022 mit 110 zu
80 Stimmen. 4

POSTULAT
DATUM: 02.03.2022
CATALINA SCHMID

Innere Sicherheit

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekämpfung (PMT). In der
langen Eintretensdebatte wurden die grundsätzlichen Fragen erörtert, ob die
vorgesehenen Massnahmen mit den Menschenrechten vereinbar seien und ob es sie
überhaupt brauche. Während die Fraktionen der Grünliberalen, der Grünen und der
Sozialdemokraten beide Fragen entschieden verneinten, zeigte sich die bürgerliche
Ratsseite sowohl von der Notwendigkeit als auch von der Völkerrechtskonformität des
Gesetzes vollkommen überzeugt. GLP-Nationalrätin Katja Christ (glp, BS) beantragte
Nichteintreten, weil die Gesetzesvorlage die Schweiz nicht sicherer mache, sondern
den Rechtsstaat untergrabe. «Rund achtzig Nichtregierungsorganisationen sowie
namhafte Straf- und Völkerrechtler» seien sich darin einig, dass mit den geplanten
Massnahmen «eine Grenze überschritten» werde, nahm Christ auf die mediale
Diskussion im Vorfeld der Ratsdebatte Bezug und warnte pathetisch: «Die Freiheit
stirbt mit Sicherheit». Ins gleiche Horn blies Grünen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp,
ZH), die das Geschäft an den Bundesrat zurückweisen wollte. Sie forderte, die unklare
Definition des Gefährders müsse überarbeitet werden, «denn weder Sie noch sonst
jemand kann das Gegenteil beweisen, wenn ihr oder ihm vorgeworfen wird, potenziell
gefährlich zu sein.» Gerade die Grundrechte seien «unser stärkstes Schutzschild» im
Kampf gegen den Terrorismus und sie hoffe deshalb, dass die öffentliche Kritik der
Menschenrechtsbeauftragten des Europarats sowie der UNO-Sonderberichterstatter
«in diesem Saal etwas bewegt» habe. Dasselbe postulierte die Sozialdemokratin
Franziska Roth (sp, SO), die ebenfalls einen Rückweisungsantrag stellte. Das Gesetz
gefährde «das, was wir eigentlich vor Terrorismus schützen wollen, und das ist, gelinde
gesagt, Stumpfsinn», polterte sie. Der Bundesrat müsse die vorgeschlagenen
Massnahmen – insbesondere jene, die Kinder und Jugendliche betreffen, was «der
Schweiz nicht würdig» sei – deshalb auf Vereinbarkeit mit der Bundesverfassung und
mit dem Völkerrecht sowie auf ihre Notwendigkeit prüfen und einen Mitbericht der RK-
NR einfordern. Kommissionssprecher Mauro Tuena (svp, ZH) plädierte dagegen für
Eintreten und gegen die Rückweisungen, denn die Verschärfungen seien angesichts der
terroristischen Bedrohungslage dringend notwendig. «Mit diesen Präventivmassnahmen
können Menschenleben gerettet werden», appellierte er an das Ratsplenum. SVP-
Fraktionssprecher Jean-Luc Addor (svp, VS) erklärte, die Schweiz befinde sich
gegenüber dem Terrorismus in einer «Situation der legitimen Selbstverteidigung» und
dass Kinder von Terrorgruppen benutzt würden, sei «eine traurige Realität». Dass
internationale Menschenrechtsinstitutionen die Schweiz öffentlich kritisiert hatten,
oder in seinen Worten sich «mit mindestens zweifelhafter Legitimität» für
«berechtigt» gehalten hätten, den Volksvertretern eines souveränen Staats «eine
Predigt zu halten» und ihnen zu «erklären», was sie tun dürften und was nicht,
bezeichnete er indes als «einigermassen originell». FDP-Sprecher Rocco Cattaneo (fdp,
TI) hob hervor, dass mit diesem Gesetz die kantonalen und kommunalen Polizeikorps
«endlich» die Möglichkeit erhielten, schnell zu reagieren. Alois Gmür (cvp, SZ) legte die
Position der Mitte-Fraktion so dar, dass es eben «gewisse Opfer» brauche, «wenn man
tatsächlich mehr Sicherheit will», worauf ihm SP-Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) die
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rhetorische Frage stellte, ob es dann nicht am sinnvollsten wäre, «dass man alle Männer
von 15 bis 50 Jahren präventiv unter Hausarrest stellen würde, um die Anzahl der
Delikte gegen Leib und Leben auf nahezu null zu reduzieren». Mit vielen Fragen
konfrontiert wurde auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter, die in ihrem Votum die
Notwendigkeit der Vorlage betonte und mehrfach bekräftigte, der Bundesrat habe die
Grundrechtsfragen «vertieft und sorgfältig geprüft». Die international geäusserten
Bedenken teile sie nicht und erachte sie als «unbegründet», erläuterte sie. Es handle
sich dabei um «eine politische Stellungnahme», die aber «rechtlich nicht sehr präzis»
und eher «Ausdruck einer allgemeinen Sorge» gewesen sei.
Nach einem langen, veritablen Schlagabtausch zwischen dem befürwortenden und dem
ablehnenden Lager trat der Nationalrat schliesslich mit 107 zu 84 Stimmen bei einer
Enthaltung auf das Geschäft ein. Die beiden Rückweisungsanträge wurden mit 85 zu 106
Stimmen (1 Enthaltung) respektive 85 zu 105 Stimmen (2 Enthaltungen) abgelehnt. Es
standen sich dabei das links-grün-grünliberale und das bürgerliche Lager jeweils
geschlossen gegenüber. In der Detailberatung brachte das links-grüne Lager etliche
Minderheitsanträge zur Abschwächung der Vorlage ein, die allesamt scheiterten.
Ebenso erfolglos blieb der einzige Änderungsantrag der Kommissionsmehrheit, die
einen neuen Artikel zur sogenannten gesicherten Unterbringung von Gefährdern (GUG)
einbringen wollte. Mit diesem Artikel könnten «klar Leben gerettet werden»,
argumentierte Kommissionssprecher Tuena, während die Kommissionsminderheit um
Beat Flach (glp, AG) betonte, diese Massnahme sei nicht EMRK-konform. Auch nach
Ansicht des Bundesrates gehe eine solche Präventivhaft – im Gegensatz zum Hausarrest
als ultima ratio – «tatsächlich zu weit», weshalb der Bundesrat trotz Bitten der Kantone
ausdrücklich auf die GUG verzichtet habe, wie die Justizministerin ausführte. Mit 113 zu
78 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte der Nationalrat der Minderheit und lehnte die
Präventivhaft ab – dies, weil sich hier zusätzlich zur links-grünen Ratsseite auch die
grosse Mehrheit der FDP-Fraktion sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion zum Nein-
Lager gesellten. Somit nahm die grosse Kammer die inhaltlich unveränderte Vorlage – es
wurden jedoch einige redaktionelle Anpassungen vorgenommen – in der
Gesamtabstimmung mit 111 zu 86 Stimmen ohne Enthaltungen an. Abgelehnt hatten das
Gesetz die geschlossenen Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen sowie
SVP-Nationalrat Pirmin Schwander (svp, SZ). 5

Der Nationalrat beriet in der Herbstsession 2020 als Zweitrat das Vorläuferstoffgesetz.
Weil sie in der vorgesehenen Regulierung des Erwerbs bestimmter Chemikalien, die
sich zur Herstellung von Sprengstoff eignen, eine massive Freiheitsbeschränkung für die
Bürgerinnen und Bürger sah, beantragte die SVP-Fraktion Nichteintreten. Deren
Vertreter Erich Hess (svp, BE) argumentierte, für eine effektive Terrorbekämpfung
müsse man eher «schauen, dass nicht jeder Terrorist in unser Land kommt», als
einzelne Substanzen zu verbieten und wenn, dann müssten konsequenterweise auch
Autos, Lastwagen und Messer bewilligungspflichtig gemacht werden, weil damit in
letzter Zeit die meisten Anschläge in Europa verübt worden seien. CVP-Vertreter und
SiK-NR-Mitglied Martin Candinas (cvp, GR) betonte hingegen, dass die Kommission
ohne Gegenantrag eingetreten sei, was zeige, «dass die Problematik niemals so gross ist
wie vorgetragen». Grünen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp, ZH) hielt dem SVP-
Argument, das Gesetz stelle alle unter Generalverdacht, entgegen, dass es dieselbe
Partei sei, die beim Gesetz über die polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung bereit sei, «für eine vermeintlich totale Sicherheit unsere
Freiheit zu opfern», die bei diesem Geschäft indes darauf abziele, wegen «ein bisschen
Bürokratie unsere Sicherheit aufs Spiel zu setzen». So fand das
Nichteintretensbegehren ausserhalb der SVP-Fraktion denn auch keine Unterstützung
und scheiterte mit 165 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung klar. In der Detailberatung
blieben zwei Minderheitsanträge Porchet (gp, VD) ebenso erfolglos. Erstens verlangte
die Grüne Nationalrätin, dass Diebstahl und Verlust von Vorläuferstoffen dem Fedpol
gemeldet werden müssen und nicht nur können, was die Ratsmehrheit jedoch als
schwierig durchsetzbar ablehnte. Zweitens wollte die Waadtländerin die systematische
Verwendung der AHV-Nummer durch das Fedpol aus Datenschutzgründen aus dem
Gesetz streichen, wovon die Ratsmehrheit zugunsten eines effizienten
Bewilligungsprozesses jedoch absah. Die somit unveränderte Vorlage nahm der
Nationalrat in der Gesamtabstimmung mit 164 zu 27 Stimmen bei zwei Enthaltungen an,
wobei der Widerstand vollumfänglich in der SVP-Fraktion zu verorten war.
Das gleiche Muster zeigte sich anschliessend auch in den Schlussabstimmungen, wo
der Nationalrat dem Gesetz mit 155 zu 41 Stimmen zustimmte und es der Ständerat mit
35 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung guthiess. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2020
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Juni 2023 sprach sich die SiK-NR für die Einführung eines zentralen
Waffenregisters aus. Sie gab mit 13 zu 11 Stimmen einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Schlatter (gp, ZH) Folge. Die Initiantin nahm in ihrer
Begründung auf eine Warnung von Fedpol-Direktorin Nicoletta della Valle Bezug,
wonach die Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft seit der Corona-Pandemie zunehme
und sich unter den gewaltbereiten Personen auch Bewaffnete befänden – wie viele,
lasse sich aufgrund eines fehlenden zentralen Registers jedoch nicht beziffern, folgerte
Schlatter. Die Kommissionsmehrheit hoffte, dass mit der Registrierung und
statistischen Erhebung aller Feuerwaffen ein präventiver Beitrag zur Sicherheit in der
Schweiz geleistet werden könne, wie sie per Medienmitteilung bekannt gab. Die bessere
Informationsgrundlage soll sowohl die kantonsübergreifende Kriminalitätsbekämpfung
erleichtern als auch die Sicherheit von Polizistinnen und Polizisten stärken, die
ihrerseits schon länger ein solches Register forderten. Die Minderheit sah indes keinen
Bedarf für eine zentrale Waffendatenbank, da sich das bisherige System mit kantonalen
Registern bewährt habe und die Polizeihoheit den Kantonen obliege. Als Nächstes wird
sich die ständerätliche Kommission zum Anliegen äussern. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2023
KARIN FRICK

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission sprach sich die SiK-SR im November 2023
gegen die Schaffung eines zentralen Waffenregisters aus. Sie gab der entsprechenden
parlamentarischen Initiative Schlatter (gp, ZH) mit 9 zu 3 Stimmen keine Folge. Die
Kommissionsmehrheit sah in der seit 2016 bestehenden Vernetzung der kantonalen
Waffenregister, in deren Online-Abfragemöglichkeit und in der ARMADA-Datenbank des
Bundes bereits wirksame Instrumente, weshalb eine nationales Register ihrer Ansicht
nach lediglich den administrativen Aufwand, nicht aber die öffentliche Sicherheit
erhöhen würde. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.11.2023
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Automatische Entscheidungssysteme, die auf Algorithmen basieren, können Verfahren
effizienter machen, bergen aber auch Risiken. Man müsse sich deshalb darüber
Gedanken machen und mindestens Transparenz über die Verwendung automatischer
Entscheidungssysteme herstellen. Mit dieser Begründung forderte Marionna Schlatter
(gp, ZH) mittels Motion ein Öffentliches Verzeichnis der in der Verwaltung
eingesetzten Algorithmen. Der Bundesrat verwies in seiner abschlägigen Antwort im
Februar 2022 auf das Kompetenznetzwerk für künstliche Intelligenz (CNAI), das noch im
selben Jahr den Betrieb aufnehme und unter anderem alle IT-Projekte des Bundes
aufliste, die künstliche Intelligenz nutzten. Die Motion wurde Ende 2023 abgeschrieben,
weil sie nicht innert zweier Jahre nach Einreichung behandelt worden war. 9

MOTION
DATUM: 22.12.2023
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Ende Februar war bekannt geworden, dass der amtierende Nationalrat und ehemalige
Stadtpräsident von Bern, Alexander Tschäppät (sp, BE), schwer an Krebs erkrankt war,
dem er Anfang Mai im Alter von 66 Jahren erlag. Zu Beginn der Sommersession 2018
wurde Adrian Wüthrich (sp, BE), der 38-jährige Präsident von Travail.Suisse und
Grossrat des Kantons Bern als Nachfolger von Tschäppät vereidigt. 
Zwei weitere Mutationen in der grossen Kammer hatten eine erfreulichere Ursache.
Weil Christine Häsler (BE, gp) und Evi Allemann (BE, sp) in die Berner Kantonsregierung
gewählt worden waren, rückten Aline Trede (gp, BE) und Flavia Wasserfallen (sp, BE) für
sie nach. Trede, die bereits von 2013 bis 2015 im nationalen Parlament Einsitz
genommen hatte, damals aber aufgrund des Sitzverlustes des Kantons Bern – der
zulasten der Grünen ging – abgewählt worden war, gab ihr Amt, das sie bei den
kantonalen Parlamentswahlen errungen hatte, also gleich wieder ab. Wasserfallen
ihrerseits hatte bereits im November angekündigt, ihre Beschäftigung als Co-
Generalsekretärin der SP aufzugeben. 
Rund zwei Wochen später stand die 19. Vereidigung der 50. Legislatur an. Für die
zurückgetretene Barbara Schmid-Federer (cvp, ZH) wurde Philipp Kutter (cvp, ZH)
vereidigt. In einem Interview Anfang Mai hatte Schmid-Federer ihren Rücktritt mit dem
neuen konservativ-bürgerlich ausgerichteten Kurs ihrer Partei begründet, mit dem sie
sich nicht mehr identifizieren könne. Auch dass sich das Parlament immer mehr nach
rechts bewege, könne sie mit ihren Überzeugungen nicht vereinbaren. Kutter gab nach
Erhalt seines Nationalratssitz ebenfalls einen Sitz im kantonalen Parlament auf, amtete
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aber weiterhin als Stadtpräsident der Gemeinde Wädenswil. 10

Parlamentsorganisation

Nach der Konstituierung und Vereidigung des Nationalrats, schritt dieser – noch einmal
geleitet von der Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) – zur Wahl des
Nationalratspräsidiums 2019/20. Die amtierende erste Vizepräsidentin, Isabelle Moret
(fdp, VD), wurde erwartungsgemäss als Präsidentin bestimmt. Von den 200 ausgeteilten
Wahlzetteln waren 2 ungültig und 5 entfielen auf Diverse. Mit 193 Stimmen gelang der
14. Frau im Präsidentenamt ein Rekordresultat. Damit wurde zum 19. Mal eine
Volksvertretung aus dem Kanton Waadt ins oberste Schweizer Amt gewählt. 
Moret dankte in ihrer Rede ihrer Vorgängerin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), die die
Repräsentation der Frauen in der Politik immer wieder thematisiert habe – mit Freude
nehme sie auch die Zahl der Frauen im Saal zur Kenntnis. Es sei Moret auch hinsichtlich
der Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum der Einführung des Frauenstimmrechts
ein Anliegen, die Bemühungen ihrer Ratskollegin weiterzuführen. Das neue Parlament
habe die Chance, wichtige Themen anzupacken: So etwa die Familien- und
Gleichstellungspolitik, die Reform der Sozialversicherungen, die Umweltpolitik, aber
auch die Gesundheitspolitik, momentan eine der grössten Sorgen der Schweizerinnen
und Schweizer. Mit ihrem Ausruf «Vive la Suisse! Es lebe die Schweiz! Viva la Svizzera!
Viva la Svizra!» erntete die neue Präsidentin Applaus. Bevor sie zur Wahl des ersten
Vizepräsidenten überleitete, verwies Moret auf den Umstand, dass das Parlament nicht
nur noch nie so weiblich, sondern auch noch nie so jung gewesen sei. Als Zeichen, wie
wichtig die Jugend sei, liess Moret die olympische Flamme der Jugend-Winterspiele,
die im Januar 2020 im Kanton Waadt stattfinden werden, in den Saal tragen. Dies solle
ein Ansporn für die Schweizer Jugend sein, über sich selbst hinauszuwachsen.    
Zum ersten Vizepräsidenten wurde im Anschluss Andreas Aebi (svp, BE) gewählt. Für
dieses Amt wäre eigentlich Heinz Brand (svp, GR) vorgesehen gewesen. Der Bündner,
der im November 2018 zum ersten Vizepräsidenten gekürt worden war, war allerdings
bei den eidgenössischen Wahlen nicht wiedergewählt worden. Aebi, der 2018 innerhalb
der SVP neben Brand ebenfalls als Kandidat für das Amt gehandelt worden war und jetzt
zum Handkuss kam, erhielt 178 Stimmen. Von den ausgeteilten Wahlzetteln blieben 9
leer und auf 13 standen andere Namen als jener des Berner SVP-Mitglieds. 
In der Folge wurde Irène Kälin (gp, AG) zur zweiten Vizepräsidentin bestimmt. Die
Aargauerin erhielt vergleichsweise wenige 112 Stimmen. Von den 195 eingelangten
Wahlzetteln blieben 23 leer und 3 waren ungültig. Andere Personen erhielten 57
Stimmen, darunter Regula Rytz (gp, BE; 23 Stimmen) und Bastien Girod (gp, ZH; 11
Stimmen). Das magere Resultat dürfte – neben der Parteizugehörigkeit der neuen
zweiten Vizepräsidentin – auch damit zusammenhängen, dass Kälin erst seit 2017 im
Nationalrat sass. Kälin war von der Fraktion der grünen Partei Ende November 2019
nominiert worden. 
Die vier Stimmenzählenden und die vier Ersatzstimmenzählenden wurden in globo
gewählt. Auch hier zeigten sich aufgrund der Stimmenzahl einige ideologische
Animositäten, alle acht wurden aber letztlich deutlich gewählt. Zu Stimmenzählerinnen
und -zählern wurden Edith Graf-Litscher (sp, TG; 193 Stimmen), Roland Rino Büchel
(svp, SG; 194 Stimmen), Daniel Brélaz (gp, VD; 179 Stimmen) und Benjamin Roduit (cvp,
VS; 187 Stimmen) gewählt. Die vier sind damit Mitglieder des Büro-NR und sitzen dem
Ratsplenum gegenüber, mit der Präsidentin im Rücken. Am gleichen Ort sitzen die
Ersatzstimmenzählerinnen und -zähler, die aber nicht Mitglieder des Büros sind: Yvette
Estermann (svp, LU; 191 Stimmen), Pierre-Alain Fridez (sp, JU; 193 Stimmen), Gerhard
Andrey (gp, FR; 192 Stimmen) und Philipp Kutter (cvp, ZH; 190 Stimmen). 11
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Zürich kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 insgesamt 966
Personen auf 32 Listen. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 43 Prozent.
Während die Anzahl Listen gegenüber 2015 leicht zurückging, bedeuteten die Zahl der
Kandidierenden und der Frauenanteil neue Höchstwerte. Zu vergeben waren im
bevölkerungsreichsten Kanton der Schweiz weiterhin 35 Sitze. 

Bei den Wahlen vor vier Jahren hatte sich entgegen dem nationalen Trend die SP als
Siegerin feiern lassen können. Sie hatte damals zwei zusätzliche Sitze gewonnen. Auch
die SVP und die FDP hatten zulegen können. Die Verteilung der 35 Zürcher
Nationalratssitze lautete seither: 12 SVP, 9 SP, 5 FDP, 3 GLP, 2 GPS, 2 CVP, 1 BDP, 1 EVP.
Die Ergebnisse der Kantonsratswahlen im März 2019 deuteten darauf hin, dass es für die
SVP schwierig werden könnte, bei den nationalen Wahlen im Oktober ihre zwölf Sitze zu
halten. Nach der veritablen Wahlschlappe bei den kantonalen Wahlen war auf Druck von
Parteidoyen Christoph Blocher fast die gesamte Parteileitung zurückgetreten. So stieg
die SVP mit einem jungen Interimspräsidenten, Patrick Walder, in den Wahlkampf. Die
Partei hatte zudem zwei Rücktritte zu verkraften – Jürg Stahl und Hans Egloff
verzichteten auf einen erneute Legislatur. Dafür gab bei der Volkspartei der 2015 nicht
wiedergewählte Christoph Mörgeli sein Comeback als Nationalratskandidat. Die SVP
verband dieses Jahr ihre Listen einzig mit der EDU. Die Gewinner bei den
Kantonsratswahlen waren die Grünliberalen und die Grünen gewesen. Die guten
Resultate und das aktuell heisseste Thema – die Klimapolitik – machten beiden Parteien
Hoffnung auf Sitzgewinne auch bei den nationalen Wahlen. Die beiden Zugpferde der
Zürcher Grünen – der Fraktionspräsident Balthasar Glättli und der ehemalige
Vizepräsident der Grünen Schweiz Bastien Girod – reihten sich auf der Hauptliste nur
auf den Plätzen drei und vier ein. Angeführt wurde die Liste von zwei Frauen – der
ehemaligen Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber sowie Parteipräsidentin Marionna
Schlatter-Schmid. Auf der Liste vertreten war ursprünglich auch das bekannte Model
Tamy Glauser. Allerdings zog Glauser ihre Kandidatur zurück, nachdem sie mit einer
«sehr unbedarften Aussage» über die angeblich heilende Wirkung von Veganer-Blut auf
einer Online-Plattform heftige Reaktionen ausgelöst hatte. Die andere Partei der
Stunde, die Grünliberalen, hatten auf das Wahljahr hin ihre Parteispitze ausgewechselt.
Das junge Duo Nicola Forster und Corina Gredig bildeten neu ein Co-Präsidium. Dank
diesem frischen Wind und einer Listenverbindung mit der CVP, der BDP und der EVP
erhoffte sich die GLP, die angestrebten Sitzgewinne zu realisieren. Eine gänzlich andere
Stimmung herrschte derweil bei den Sozialdemokraten. Am meisten Schlagzeilen
generierte die SP im Wahljahr durch das parteiinterne Seilziehen über die künftige
politische Ausrichtung der Partei. Anhänger des sozialliberalen Flügels fühlten sich
dabei zunehmend marginalisiert. Der Konflikt führte schliesslich dazu, dass zuerst die
ehemalige Nationalrätin Chantal Galladé und danach der amtierende Nationalrat und
ehemalige Parteipräsident Daniel Frei aus der Partei austraten und zur GLP wechselten.
In Freis Fall geschah dies, nachdem die SP ihn bereits auf ihre Nationalratsliste gesetzt
hatte. Frei verzichtete letztlich ganz auf eine Teilnahme an den Nationalratswahlen.
Neben Verlusten von Parteiangehörigen und Wählerinnen und Wählern an die GLP
befürchteten die Genossen zusätzlich, dass linke Wechselwähler bei der «Klimawahl»
eher die Listenpartnerin, die Grünen, wählen würden und die SP so Sitze verlieren
könnte. Auch im Lager der Christdemokraten kam es zu einem Wirbel um eine
Personalie. Kathy Riklin (CVP) wurde nach zwanzig Jahren als Nationalrätin von ihrer
Partei nicht mehr nominiert. Stattdessen kandidierte Riklin für die Christlichsoziale
Vereinigung – mit geringen Chancen auf eine Wiederwahl. Bei der FDP kandidierte der
aufstrebende Jungpolitiker und ehemalige Präsident der Jungfreisinnigen, Andri
Silberschmidt. Da sämtliche fünf bisherigen Freisinnigen erneut zur Wahl antraten,
erklärte die FDP offiziell den Gewinn eines Sitzes zum Ziel. Trotz dieses hochgesteckten
Ziels ging die FDP keine Listenverbindung mit anderen Parteien ein. Die Zürcher EVP ist
seit 100 Jahren fast ausnahmslos im Nationalrat vertreten, da sie auf eine treue
Wählerschaft zählen kann. Ihr Sitz schien daher auch dieses Jahr nicht in Gefahr. Ganz
anders sah die Ausgangslage bei der anderen Partei aus, welche 2015 einen Sitz geholt
hatte: Bei der BDP ging es ums politische Überleben, nachdem die Partei im März bei
den kantonalen Wahlen alle ihre fünf Sitze im Kantonsparlament verloren hatte.

Am Wahlsonntag dominierte die Farbe Grün. Sowohl die Grünen (+7.2 Prozentpunkte,
neu 14.1%) als auch die Grünliberalen (+5.8 Prozentpunkte, neu 14.0%) konnten ihre
Wähleranteile deutlich ausbauen und gewannen je drei zusätzliche Sitze. Für die
Grünen zog neben den beiden Bisherigen und den Spitzenkandidatinnen Schlatter-
Schmid und Perlicz-Huber auch noch Meret Schneider in die Grosse Kammer ein. Bei
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den Grünliberalen gab es nach dem Rücktritt von Thomas Weibel sogar Platz für vier
neue Gesichter. Corina Gredig, Jörg Mäder, Judith Bellaïche und Barbara Schaffner
vertreten neu den Kanton Zürich in Bundesbern. Co-Präsident Nicola Forster verpasste
den Einzug ins Parlament nur knapp. Auf der Verliererseite befanden sich die SVP und
die SP, welche je zwei Sitze abgeben mussten. Am meisten Wähleranteile verlor die SP (-
4.1 Prozentpunkte, neu 17.3%). Trotzdem schaffte eine neue Sozialdemokratin den
Sprung in den Nationalrat, denn Céline Widmer setzte sich gleich vor zwei bisherige
Nationalräte – Martin Naef und Thomas Hardegger –, die beide die Wiederwahl
verpassten. Die SVP verlor beinahe so viele Wählerprozente (-4.0 Prozentpunkte, neu
26.7%) wie die SP. Während Martin Haab, der erst im Juni für Jürg Stahl nachgerutscht
war, sein Mandat verteidigen konnte, verpasste Claudio Zanetti nach nur einer
Legislatur im Nationalrat seine Wiederwahl. Auch Christoph Mörgeli verpasste seinen
Wiedereinzug in die Grosse Kammer. Ebenfalls zu den Verlierern des Tages gehörten die
CVP und die BDP. Die CVP konnte ihren Wähleranteil zwar leicht ausbauen (+0.2
Prozentpunkte, neu 4.4%), verlor aber trotzdem einen ihrer beiden Sitze. Für die BDP
verkam die Wahl zu einem veritablen Desaster. Sie verlor über die Hälfte ihres
Wähleranteils (neu 1.6%) und mit der Nicht-Wiederwahl von Rosmarie Quadranti war
die BDP Zürich ab sofort nicht mehr im Nationalrat vertreten. Die FDP verlor zwar 1.6
Prozentpunkte ihres Wähleranteils (neu 13.7%) und war damit neu nur noch die
fünftstärkste Kraft im Kanton, doch immerhin konnte sie ihre fünf Sitze verteidigen.
Andri Silberschmidt schaffte den Einzug ins Parlament und verdrängte damit den
Direktor des SGV Hans-Ulrich Bigler – eine herbe Niederlage für den Gewerbeverband,
da neben Bigler auch Verbandspräsident Jean-François Rime (svp, FR) abgewählt
wurde. Die EVP (+0.2 Prozentpunkte, neu 3.3%) verteidigte den Sitz von Niklaus Gugger
problemlos. Das beste Resultat aller Kandidierenden erzielte Roger Köppel (svp) mit
121'098 Stimmen. Die Zusammensetzung der Zürcher Nationalratsdelegation lautete
damit neu: 10 SVP, 7 SP, 6 GLP, 5 GP, 5 FDP, 1 CVP, 1 EVP. Der Frauenanteil unter den
Gewählten betrug neu 45.7 Prozent. Die Stimmbeteiligung fiel gegenüber 2015 um 2.8
Prozentpunkte (2019: 44.4%). 12

Die beiden bisherigen Ständeräte kandidierten bei den Ständeratswahlen 2019 im
Kanton Zürich für eine weitere Amtszeit. Sowohl Ruedi Noser (fdp) als auch Daniel
Jositsch (sp) waren erst 2015 in die kleine Kammer eingezogen. Seither wurden die
Beiden in der Öffentlichkeit häufig als Duo wahrgenommen und sie wehrten sich im
Wahlkampf auch nicht ernsthaft gegen dieses Narrativ. Sie gaben zahlreiche
gemeinsame Interviews, betonten ihre gute Zusammenarbeit und stellten einen
gemeinsamen Email-Versand aus den Sessionen auf die Beine. Daniel Jositsch, der laut
den Medien eher am rechten Rand der SP politisiert, verärgerte seine eigene Partei,
weil er nicht für die grüne Kandidatin Marionna Schlatter Wahlwerbung betrieb,
sondern mit Noser einen Newsletter verschickte, auf dem ein mit den Namen von
Jositsch und Noser ausgefüllter Wahlzettel abgebildet war. Noser sorgte derweil im
bürgerlichen Lager für einige Unstimmigkeiten, da er innerhalb der FDP an vorderster
Front für eine grünere und klimafreundlichere Umweltpolitik seiner Partei weibelte.
Zwar galt die Wiederwahl der beiden Bisherigen als eher ungefährdet, trotzdem wurden
sie gleich von acht Kandidierenden herausgefordert. Für die Grünen trat wie erwähnt
die Kantonsrätin und kantonale Parteipräsidentin Marionna Schlatter an, während für
die Grünliberalen die langjährige Nationalrätin und Fraktionspräsidentin Tiana Angelina
Moser ins Rennen stieg. Beide hofften im von Frauen- und Klimastreiks geprägten
Wahljahr auf eine Überraschung. Auch der Nationalrat und Weltwoche-Verleger Roger
Köppel (svp) warf seinen Hut in den Ring. Köppel gab seine Kandidatur im Januar in
einer medienwirksamen Pressekonferenz bekannt. Er überrumpelte damit allerdings
seine Partei, welche er erst kurz zuvor über seine Absichten informiert hatte. Die SVP
nominierte ihn schlussendlich doch noch offiziell, nachdem er sich parteiintern gegen
Alfred Heer durchzusetzen vermochte. Der medial stark wahrgenommene Fokus von
Köppels Kandidatur war die Europapolitik. Er kritisierte in seinem Wahlkampf, der ihn
unter anderem in jede der Zürcher 162 Gemeinden führte, wiederholt die
europafreundliche Haltung des Duos «Nositsch» (Zitat Köppel). Ausserdem
kandidierten die CVP-Parteipräsidentin Nicole Barandun, der Nationalrat und Vize-
Präsident der EVP Schweiz Nik Gugger, Klaus Marte (du), sowie die parteilosen Paulin
Kqira und Jan Linhart.

Am Wahlsonntag liess Daniel Jositsch alle hinter sich und konnte dank einem
Glanzresultat bereits nach dem ersten Wahlgang seine Wiederwahl feiern. Der SP-
Vertreter vereinte 216'679 Stimmen auf sich und übertraf damit problemlos das
absolute Mehr von 183'919 Stimmen. Jositsch genoss dabei weit über seine Partei
hinaus Unterstützung und schnitt auch in vielen Landgemeinden am besten ab. Das
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zweitbeste Resultat erzielte Ruedi Noser, der 141'700 Stimmen holte, das absolute Mehr
damit aber deutlich verpasste. Roger Köppel erhielt 107'528 Stimmen – eine
Enttäuschung für den bestgewählten Nationalrat, der sich erhofft hatte, die beiden
Bisherigen stärker in Bedrängnis bringen zu können. Über ein überraschend starkes
Resultat freuen konnte sich die Grüne Marionna Schlatter. Mit 95'142 Stimmen rangierte
sie unter anderem vor der ungleich profilierteren Tiana Angelina Moser (80'450
Stimmen). Nicole Barandun (20'405), Nik Gugger (17'750) und die restlichen Kandidaten
blieben chancenlos. 
Für den zweiten Wahlgang konnten sich also vier Kandidierende noch realistische
Chancen ausrechnen. Die Grünliberalen zogen ihre Kandidatin Moser jedoch zugunsten
von Schlatter zurück. Somit waren alle Augen auf Köppel und die SVP gerichtet. Viele
Stimmen aus dem bürgerlichen Lager forderten mit Nachdruck, dass sich Köppel
zurückziehen solle, um eine Wahl von Schlatter aufgrund der Aufteilung der
bürgerlichen Stimmen zu verhindern. Der wiedergewählte SVP-Nationalrat lenkte
schliesslich ein und verzichtete auf eine Teilnahme am zweiten Wahlgang. So verblieb
Schlatter als einzige Herausforderin von Noser. Zwischen den beiden Wahlgängen
sorgte ein Inserat von fünf der sieben Zürcher Regierungsräte für Furore, das Noser zur
Wahl empfahl. Einer der mitunterzeichnenden Regierungsräte, Mario Fehr (SP),
kassierte von seiner Partei einen Rüffel. Besonders harsch kritisierte ihn die Juso,
welche zudem eine Stimmrechtsbeschwerde gegen die Regierung einreichte, mit der
Begründung, die Unterstützung Nosers durch die Regierung «verstosse gegen geltendes
Recht». Die für die Beschwerde zuständige Stelle war aber ausgerechnet der
Regierungsrat. Dieser entschied sich, nicht auf die Einsprache einzugehen, da auf den
ersten Blick zu erkennen gewesen sei, dass die Wahlempfehlung keine offizielle
Verlautbarung des Regierungsrates gewesen sei. Beschwerden gingen auch gegen das
Schweizer Fernsehen ein, da in der Sendung «Club» vom 22. Oktober, zwei Tage nach
dem ersten Wahlgang, sowohl Marionna Schlatter als auch Roger Köppel (damals noch
Kandidat) auftraten, während Ruedi Noser keine Einladung erhalten hatte. SRF wurde
daraufhin von ihrem Ombudsmann gerügt. Ausserdem kam es beim Versand der
Wahlcouverts zu einer Panne, so dass zahlreiche Wählerinnen und Wähler keine
Unterlagen zugestellt bekamen. 
All dies änderte nichts daran, dass der zweite Wahlgang wie geplant vier Wochen nach
dem ersten Urnengang abgehalten wurde und Ruedi Noser einen ungefährdeten Sieg
einfahren konnte. Er holte 185'276 Stimmen und distanzierte Marionna Schlatter
(116'594 Stimmen) letztlich deutlich. Noser und Jositsch bildeten somit auch in den
nächsten vier Jahren die Zürcher Standesstimme. 13

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Da der Nationalrat die Übernahme der Rechtsgrundlagen über die Einrichtung, den
Betrieb und die Nutzung des SIS in der Herbstsession 2020 abgelehnt hatte und dies
einem Nichteintreten gleichkam, musste er nach den Änderungen des Ständerats in der
Wintersession 2020 eine erneute Eintretensdebatte führen. Thomas Rechsteiner (cvp,
AI) hielt als Sprecher der SIK-NR fest, dass die Bedenken des Nationalrats hinsichtlich
des Bundesbeschluss zum SIS vom Ständerat und von der Kommission aufgenommen
worden seien. Einerseits werde der Datenschutz nun durch die verstärkte Koordination
zwischen EDÖB, Kantonen und Europäischem Datenschutzbeauftragten gewahrt.
Andererseits habe man die Formulierung des Beschlusses geändert, sodass die
Rückführungsrichtlinie keine Anwendung auf den Vollzug der Landesverweisung habe.
Die Kommission beantragte dem Nationalrat daher, auf die Vorlage einzutreten und
damit einen Beitrag zur Sicherheit der Schweiz zu leisten. Für die FDP sei die Sicherheit
eine prioritäre Staatsaufgabe, so Doris Fiala (fdp, ZH). Das SIS sei dabei ein
unverzichtbares Instrument für Sach- und Personenfahndungen, die Schweiz tätige
täglich über 300'000 Abfragen. Auch die GLP setzte sich für die Erweiterung des
Schengen-Beistzstands ein, unter anderem weil die neue Gesetzgebung auch Opfer von
Menschenhandel und Zwangsheirat schütze. Selbst die SVP, die in der Herbstsession
noch eine unheillige Allianz mit den Grünen eingegangen war und das Geschäft
abgelehnt hatte, war mit den Anpassungen des Ständerats zufrieden und beantragte die
Annahme des neuen Entwurfs. Und auch die SP, deren geschlossene Stimmenthaltung
in der Herbstsession die Ablehnung begünstigt hatte, empfahl die Annahme, da ihre
Forderungen nach einem verbesserten Datenschutz erfüllt worden seien. Damit
verblieben auf der Gegenseite nur die Grünen, die durch die Minderheit Fivaz (gp, NE)
einen Antrag auf Nichteintreten stellten. Fivaz argumentierte, dass sich seit der
Herbstsession bezüglich des Datenschutzes und des Ausländerrechts nichts
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Grundlegendes geändert habe. Die verdeckte Verschärfung des Ausländer- und
Integrationsrechts sei nicht nötig, um die Vorlage umzusetzen, und verstosse gegen den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit. Unterstützung erhielt er von seiner Parteikollegin
Marionna Schlatter (gp, ZH), welche die repressive Politik Europas an den
Aussengrenzen kritisierte. Schlatter forderte den Nationalrat auf, sich gegen
Verschärfungen zu wehren, die in einer Vorlage enthalten seien, zu deren Annahme
«man quasi gezwungen sei». Die anwesende Bundesrätin Keller-Sutter warnte davor,
den Nichteintretensantrag anzunehmen, da dies den Austritt aus dem Schengen-
Verbund zur Folge hätte. Der Nationalrat beschloss mit 149 zu 30 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) auf die Vorlage einzutreten und nahm diese mit 148 zu 32 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Der Widerstand der Grünen reichte nach dem Meinungsumschwung
der SP und der SVP nicht aus, um das Geschäft zu versenken. 
In der Schlussabstimmung wurde die Vorlage zur Änderung des BGIAA vom Nationalrat
mit 157 zu 37 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und vom Ständerat mit 41 Stimmen (bei 1
Enthaltung) angenommen. Auch die Vorlage zum SIS fand im Nationalrat mit 157 zu 36
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und im Ständerat mit 41 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
deutlich Zuspruch. 14

Die Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands zur finanziellen Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik stand in der Wintersession 2023 auf dem Programm
des Nationalrates, der die Vorlage als Erstrat beriet. Min Li Marti (sp, ZH) und
Jacqueline de Quattro (fdp, VD) stellten die Vorlage seitens der SPK-NR vor. Sie
berichteten, dass in der Kommissionssitzung einige kritische Fragen zur Vorlage gestellt
wurden, zum einen zur Höhe und zur weiteren Entwicklung der Kosten für die Schweiz,
zum anderen zu Menschenrechtsverletzungen an den Schengen-Aussengrenzen. Diese
beiden Thematiken wurden dann auch in den Fraktionsvoten der SVP respektive der
Grünen aufgegriffen. Während die SVP-Fraktion aufgrund der ihres Erachtens unfairen
Kostenschlüssels zulasten der Schweiz und des nicht funktionierenden Grenzschutzes
gar nicht erst auf die Vorlage eintreten wollte (Minderheit Hess; svp BE), berichtete
Marionna Schlatter (gp, ZH) seitens der Grünen-Fraktion, dass diese einen
Solidaritätsbeitrag an die besonders belasteten Staaten an den EU-Aussengrenzen im
Grundsatz befürworte, solange garantiert werde, dass die Gelder nicht zur Anwendung
von menschenrechtswidrigen Praktiken verwendet werden. Aufgrund dieses Vorbehalts
werde sich ein Grossteil der Fraktion der Stimme enthalten. Für die SP-Fraktion wies
Priska Seiler Graf (sp, ZH) darauf hin, dass ihre Partei hinter der Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstandes stehe. Auch die SP-Fraktion bitte jedoch den Bundesrat
darauf hinzuarbeiten, dass «keine Schweizer Gelder an Staaten fliessen, welche
systematisch Pushbacks durchführen.» Die FDP- und die Mitte-Fraktion sprachen sich
vorbehaltlos für die Vorlage aus. Anschliessend verteidigte Justizministerin Elisabeth
Baume-Schneider den Verteilschlüssel: Dieser richte sich nach dem BIP der
teilnehmenden Staaten, entsprechend sei es legitim, dass die Schweiz einen höheren
Beitrag als andere Länder leiste. Zudem profitiere die Schweiz stark von effizienteren
Kontrollen an den Schengen-Aussengrenzen, da diese zur Sicherheit der Schweiz
beitrügen. Hinsichtlich der Bedenken der Grünen und der SP hielt Baume-Schneider
fest, dass der Bundesrat die Einhaltung der Menschenrechte als äusserst wichtig
erachte. Er habe daher unter anderem zwei Experten in das Grundrechtsbüro von
Frontex entsandt.
Nach diesen Voten stimmte die grosse Kammer über Eintreten ab. Mit 103 zu 65
Stimmen bei 21 Enthaltungen trat der Nationalrat auf das Geschäft ein. Die ablehnenden
Stimmen stammten wie angekündigt von der SVP-Fraktion, die Enthaltungen von den
Grünen. Mit einem sehr ähnlichen Stimmenverhältnis (105:65; 21 Enthaltungen) wurde
die Vorlage in der anschliessenden Gesamtabstimmung gutgeheissen. 15
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Vorfeld der Nationalratsdebatte zur Rahmenvereinbarung mit Frankreich über die
Nutzung des Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» (CSO) und zum
dazugehörigen Verpflichtungskredit hatte sich die SIK-NR eingängig mit der Kritik der
EFK auseinandergesetzt. Diese hatte die fehlende finanzielle Transparenz, die
mangelhafte Einbindung in die allgemeine Raumfahrtstrategie des Bundesrats, das
schlechte Kosten-Nutzen-Verhältnis und die fehlende Prüfung von Alternativen
bemängelt. Im Mai 2021 hatte die Kommission daher noch entschieden, die Beratung
der Vorlage zu sistieren, um weitere Abklärungen vornehmen zu können. Ende August
kam eine Kommissionsmehrheit nun zum Schluss, dass der Zugang zu hochwertigen
Satellitenbildern die Kosten rechtfertige, eine technische Alternative nicht existiere
und das Projekt zudem die Kooperation zwischen der Schweiz und den europäischen
Partnerstaaten stärke. Eine Kommissionsminderheit Fivaz (gp, NE) hingegen beantragte
in der Herbstsession 2021, nicht auf das Geschäft einzutreten. Fivaz führte an, dass die
Beteiligung an einem «ausländischen Militärprojekt» nicht mit der Neutralitätspolitik
der Schweiz vereinbar sei. Er vermutete, dass das Satellitensystem vornehmlich für
militärische Zwecke genutzt werden würde. Ausserdem kritisierte er, dass der
Bundesrat über keine Weltraumstrategie verfüge und bei dem Projekt ein Missverhältnis
zwischen Kosten und Nutzen festzustellen sei. Seine Parteikollegin Marionna Schlatter
(gp, ZH) stellte die Frage, weshalb man bei Anbietern wie Airbus keine Offerte für die
Bilder der Pléiades-Neo-Satelliten eingeholt habe, obwohl diese die gleiche Auflösung
wie das CSO böten und ab November 2021 kommerziell verfügbar seien.
Kommissionssprecher Hurter (svp, SH) verteidigte das Projekt gegen den Vorwurf der
hohen Kosten und beteuerte, dass man durch eine Beteiligung nicht nur eine bessere
Bildqualität erhalte, sondern sich auch die Datensicherheit und der Zugang zum
Bildmaterial verbessere. Darüber hinaus gab er zu bedenken, dass man derartiges
Bildmaterial auch bei Naturkatastrophen oder der humanitären Hilfe verwenden könne.
François Pointet (glp, VD) merkte im Namen der GLP-Fraktion an, dass die Anhörung der
EFK zwar nützlich und lehrreich gewesen sei, die Kritik der EFK aber technische Aspekte
betreffe und daher weit über ihren eigentlichen Aufgabenbereich hinausgehe. Die
anwesende Bundesrätin Viola Amherd hob hervor, dass Informationen aus
Satellitenbeobachtungen für eine eigenständige sicherheitspolitische Beurteilung
wichtig seien, vor allem weil die Schweiz weder Teil der NATO, noch der EU sei. In der
Vergangenheit habe man Satellitenbilder beispielsweise für die diplomatische Tätigkeit
der OSZE im Ukraine-Konflikt oder für die Schweizer Armee im Kosovo benötigt. Dabei
würden die kommerziellen Produkte die Anforderungen hinsichtlich Vertraulichkeit und
Verfügbarkeiten nicht erfüllen. Zudem habe das EDA konstatiert, dass die Kooperation
mit der Neutralitätspolitik vereinbar sei und jederzeit unterbrochen und
wiederaufgenommen werden könne. 
Der Nationalrat trat mit 138 zu 40 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) auf das Geschäft ein
und nahm den Bundesbeschluss mit 146 zu 36 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Nur die
Fraktion der Grünen und einige Mitglieder der SP hielten an ihrer Kritik fest und
stimmten dagegen. 16
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L'armée a réagi à la décision du Conseil fédéral de repousser le délai pour augmenter
progressivement le budget militaire afin qu'il atteigne 1 pour cent du PIB. Initialement
prévu pour 2030, les sept sages l'ont agendé à 2035. Cette prolongation est due à un
frein des dépenses planifié par le Conseil fédéral. D'autres domaines comme la
recherche, l'éducation, l'agriculture, la culture, les transports régionaux et
l'administration seront touchés. Thomas Süssli s'est opposé à un ralentissement de la
modernisation de l'armée. «L’invasion de l’Ukraine par la Russie a marqué une césure
dans la sécurité de l’Europe», rapportait Le Temps le 18 août suite à la déclaration du
chef de l’armée, la veille, à Kloten. Et, comme le Blick le résume également, la
modernisation de l'armée ne se passe «pas aussi vite que le souhaite le chef de l'armée
Süssli.» C'est pourquoi ce dernier a argumenté dans un rapport que  d'ici 2031, CHF 13
milliards seront nécessaires au bon fonctionnement de la Grande Muette. Pour la NZZ
du 24 août, que la demande ait donné suite à un rapport, et ne soit pas restée au stade
de bruits de couloirs, est surprenant. Le plan financier du chef de l'armée prévoit de
partager les milliards de francs entre plusieurs domaines militaires. Tout d'abord, les
troupes terrestres doivent être modernisées et la cybersécurité renforcée. De plus,
l'organisation logistique sera à nouveau décentralisée afin de rendre le sabotage des
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infrastructures plus difficile. Aussi, la sécurité aérienne, bien que renforcée par l'achat
de F-35A et de systèmes Patriot, souffre d'une faille au niveau des contrôles de basse
altitude. De ce fait, de nouvelles armes de défense seront achetées et permettront de
détecter des hélicoptères ou encore des drones. Il est aussi prévu de renforcer le
système de communication de l'armée tout comme de favoriser la coopération avec
l'UE et l'OTAN, incluant la participation à des exercices à l'étranger. 
Thomas Süssli défend que l'augmentation de budget avant 2035 est nécessaire pour
que l'armée puisse répondre à ses trois raisons d'être: protéger, dissuader et
repousser.
Les politicien.ne.s et militant.e.s n'ont pas toutes et tous applaudi ce plan. Alors que
Marionna Schlatter (vert-e-s, ZH) a critiqué la négligence de l'armée vis-à-vis de la crise
climatique, Anja Gada du GSsA a noté une forte contradiction. Elle a ainsi rappelé
qu'une attaque directe de la Suisse par voie terrestre était peu probable. Cependant
l'armée met l'accent sur le renouvellement d'un tiers de ses troupes terrestres. Pour la
GSsA, «dilapider des milliards en argent public avec ce nouveau plan», n'en vaut pas la
peine. Werner Salzmann (udc, BE) a lui aussi évoqué quelques doutes relatifs à la
stratégie suivie par l'armée. Le plan financier devrait voir sa sentence rendue par le
Parlement dans le cadre d'un postulat de la CPS-CE. 17

Le Conseil national a, à son tour, discuté de la motion de la CPS-CE sur l'exportation
de matériel de guerre. La CPS-CN avait soutenu le projet par 14 voix contre 9 et 1
abstention. En chambre, les débats ont abordé plusieurs aspects de l'objet. Pour les
partisans de la motion, il a été question de soutenir l'industrie militaire suisse afin de
garantir l'approvisionnement de l'armée. «L'enjeu est évidemment le maintien, en
Suisse, d'une capacité industrielle adaptée aux besoins de notre défense, donc de celle
de notre pays. Car nous savons que sans exportation de matériel et d'autres systèmes
de défense ou plus généralement de sécurité, notre armée offre un marché trop petit
pour garantir la survie d'une industrie de la défense et de la sécurité.», s'est exprimé
Jean-Luc Addor (udc, VS) au nom de la majorité de la CPS-CN. De plus, il a été affirmé
que cette modification de la loi permettrait au Conseil fédéral de réagir plus
rapidement si un nouveau conflit provoquait une situation particulière, relativement à
l'exportation d'armes.
Du côté des oppositions, Fabien Fivaz (verts, NE) et Marionna Schlatter (verts, ZH) ont
rappelé que l'Ukraine ne serait en rien aidée par l'acceptation cette motion, qui n'a pas
d'effet rétroactif. Aussi, des craintes ont été évoquées concernant le respect de la
neutralité. De plus, des exemples passés d'exportation qui auraient pu mener à des
guerres civiles ont été évoqués – à l'image du cas de la livraison souhaitée de blindés
Mowag au Brésil. «C'est à mon avis le pire exemple d'imaginer que nous puissions livrer
des armes à un pays qui l'utilise contre sa population civile», a souligné Fabien Fivaz.
Les politicien.ne.s se sont aussi montré.e.s outré.e.s que le retrait de l'initiative
populaire (initiative correctrice) et l'acceptation du contre-projet sur l'exportation du
matériel de guerre soient rediscutés après deux ans. Marionna Schlatter a demandé que
les décisions prises en 2021 soient respectées et que les politicien.ne.s tiennent leur
promesse en laissant de côté la flexibilité de décision prévue par la motion. 
Guy Parmelin a rappelé la position favorable du Conseil fédéral et l'a justifiée en
déclarant qu'«aux yeux du Conseil fédéral, il est primordial que la Suisse dispose d'un
outil lui permettant de réagir rapidement, de façon exceptionnelle, à ces nouvelles
réalités géopolitiques et sécuritaires.» De plus, le conseiller fédéral a souligné que les
dérogations respecteraient le droit international, la politique étrangère de la Suisse
ainsi que ses obligations internationales et le droit de neutralité. 
Le Conseil national a adopté la motion par 117 voix contre 74 (0 abstention). Alors que la
majorité des politicien.ne.s affilié.e.s au  Centre avaient soutenu l'initiative correctrice,
cette fois-ci, seuls trois d'entre eux se sont alignés avec le camps rose-vert et se sont
opposés à la motion. 18
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Militäreinsätze

Le Conseil national a discuté de l'engagement de la Swisscoy pour la paix au Kosovo.
Alors que la majorité des conseiller.ère.s a accepté de prolonger l'engagement jusqu'en
2026, l'UDC s'y est largement opposée. Erich Hess (udc, BE) a, entre autres, affirmé que
les 25 ans d'engagement avaient échoué en ne montrant aucun signe de résolution des
tensions. De plus, en raison de l'évolution durant les semaines précédant la session
parlementaire, il valait mieux se retirer à son sens. En s'opposant à ce point de vue,
Franziska Roth (ps, SO) a évoqué les nombreuses discussions depuis le début de la
guerre en Ukraine, durant lesquelles il a été question d'agir tout en respectant la
neutralité suisse. De ce fait, elle a appelé à concrétiser ces paroles pour assurer la paix
en Europe. Dans le même ordre d'idées, Gerhard Andrey (vert-e-s, FR) a évoqué la
bonne image de la Suisse en termes d'entraide – notamment avec la convention de
Genève et le siège du CICR. «La crédibilité en tant que pays neutre dépend toutefois
d'un engagement conséquent dans la coopération internationale», a-t-il affirmé.
D'autres réactions ont marqué les débats. En effet, 5 interventions de minorités,
agrémentées de propositions, ont eu lieu, faisant chauffer les micros. 
Ainsi, Erich Hess a souhaité supprimer l'article 2 de la loi qui permet à la Swisscoy de
participer aux missions pour la paix au Kosovo. Marionna Schlatter (vert-e-s, ZH) a
demandé à renvoyer l'objet au Conseil fédéral. Elle visait une élévation du budget pour
les missions civiles afin qu'il soit équivalent à celui des missions militaires au Kosovo.
Elle espérait qu'à terme, la promotion de la paix au Kosovo devienne civile et non plus
militaire. Puis, Jean-Luc Addor (udc, VS) a, d'une part, demandé de rejeter
l'augmentation du nombre de soldats, puis d'autre part, de retirer les troupes de
manière échelonnée entre 2024 et 2026 – contrairement au cas de figure d'un rejet de
l'objet fédéral, dans lequel les troupes seraient retirées en une fois. Pierre-Alain Fridez
(ps, JU) a, quant à lui, suggéré de doubler le nombre de soldats supplémentaires en
passant d'un maximum de 30 à 60 soldats. Il a justifié cette position en avançant que
les effectifs seraient insuffisants pour «répondre à des besoins supplémentaires».
Finalement, Erich Hess a souhaité soumettre l'objet au référendum. Après les débats en
plénum, toutes les interventions de minorités ont été refusées. 
L'engagement de la Swisscoy a, après un total de 32 prises de parole et 8 votes, été
définitivement prolongé par 144 voix contre 44. Les seuls parlementaires à s'y être
opposés sont membres du groupe UDC. 19
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Militärorganisation

Alors que le message sur l'armée 2022 a passé l'épreuve du Conseil des États en juin, il
lui restait encore le cap du Conseil national à franchir. Chose faite le 15 septembre par
124 voix contre 66, mais non sans combat. Le camp rose-vert était opposé à l'achat des
F-35A pour plusieurs raisons dont notamment le fait de dépendre des États-Unis, les
coûts, les fonctions de ce model d'avions et les risques techniques qui y seraient liés.
De ce fait, elle a tout tenté pour convaincre les autres partis de ne pas accepter leur
acquisition. «Nous n'avons pas besoin d'un bombardier furtif pour la police du ciel.
Nous n'avons pas besoin d'un avion certifié pour transporter des bombes nucléaires au
sein de l'alliance de l'OTAN; et nous n'avons pas besoin d'un avion qui rendrait notre
sécurité dépendante des États-Unis pour des décennies», s'est exprimée Marionna
Schlatter (verts, ZH) lors des débats. Cependant, la force des mots n'a pas eu le résultat
espéré. Avec ce vote très marqué en faveur de l'achat, la Confédération signera les
contrats au plus tard fin mars 2023 et n'attendra pas la votation populaire sur
l'initiative «Stop F-35A». La tension était grande et de nombreuses références ont été
faites à un non-respect de la démocratie: «Vous pouvez tous trouver l'initiative
mauvaise, dangereuse ou superflue. Mais n'empiétez pas sur les droits démocratiques
fondamentaux!», a argumenté Priska Seiler Graf (ps, ZH). Cependant, l'urgence de
renouveler la flotte aérienne, les résultats aux tests d'évaluation de la compatibilité des
avions en considération et la guerre en Ukraine ont su convaincre une large majorité du
Conseil, qui a donc entériné la signature des contrats d'acquisition de 36 avions F-35A
pour un montant fixé à 6,035 milliards de francs. 
Durant la séance, le Conseil national a aussi accepté les dépenses liées au système de
défense sol-air Patriot ainsi que les autres crédits liés aux diverses acquisitions ou
rénovations prévues par l'armée. Celles-ci sont en partie associées aux bâtiments liés à
l'instruction militaire et à la cyberdéfense. 20
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A la suite du Conseil des Etats, le Conseil national a pris connaissance du rapport sur
l'alimentation de l'armée et, en particulier ?, de sa première partie sur le court et
moyen terme. «Nous avons un problème d'alimentation de l'armée et, encore pire, un
problème d'alimentation de la protection civile», a souligné François Pointet (pvl, VD)
lors des débats parlementaires. En effet, «les cantons ont tiré [...] la sonnette
d'alarme» devant la CPS-CN en affirmant que les effectifs de la protection civile
seraient bientôt trop faibles pour assurer leur mission correctement. Quant à l'armée,
elle serait aussi concernée mais dans un avenir plus lointain – dès fin 2028. La CPS-CN
a relevé que les départs vers le service civil semblent être en parti responsables et
continueront d'occuper le Parlement. Pour illustrer cette problématique, David
Zuberbühler (udc, AR) a avancé que, depuis 2009, lorsque les preuves d'objection de
conscience vis-à-vis de l'armée ont été abolies, les jeunes gens se retrouvent, en
réalité, face à une liberté de choix entre le service militaire et le service civil. Ceci
aurait la conséquence de pousser l'infrastructure militaire suisse vers le bord du
gouffre. Il serait alors question, comme déjà mentionné lors d'autres sessions, de
restructurer le service civil, de réduire son attractivité ou encore d'encourager les
femmes à s'engager en rendant la journée d'orientation obligatoire. 
Alors que la plupart des élus s'accordaient pour dire que l'armée manquera de soldats
d'ici la fin de la décennie, Marionna Schlatter (vert-e-s, ZH) a remis en question cette
affirmation. En effet, en énumérant quelques chiffres, la sénatrice a questionné cette
affirmation, principalement vis-à-vis du nombre maximal de soldats fixé par la loi, et a
aussi demandé si la Suisse avait besoin d'autant de soldats: «Die Schweiz hat mit 100
000 Armeeangehörigen bereits heute mehr Soldaten als Österreich, Belgien und
Norwegen zusammen. Trotzdem fordert die Offiziersgesellschaft eine Erhöhung des
Sollbestandes auf 180 000 Soldaten. Das Militär, es ist ein Fass ohne Boden. Immer
mehr Geld, immer mehr Personal für eine Scheinsicherheit, denn das Risiko eines
bewaffneten Konfliktes auf Schweizer Territorium ist – wie der Bundesrat im neuesten
Sicherheitspolitischen Bericht bestätigt – klein.» 
Comme les deux parties du rapport ont été discutées simultanément, certaines
réflexions se sont aussi orientées vers le long terme et la stratégie à adopter, qui est
discutée dans la deuxième partie du rapport. Finalement, Viola Amherd a conclu en
évoquant deux mesures de la Confédération. Premièrement, afin de stabiliser les
effectifs de la protection civile sur le court terme, la création d'une loi autorisant la
fusion du service civil et de la protection civile est en cours. Cette mesure permettra de
forcer les civilistes à effectuer une partie de leur service au sein de la protection civile.
L'entrée en vigueur de cette loi est agendée pour 2024. Deuxièmement, des
améliorations structurelles de l'armée ont été proposées et discutées. Il a notamment
été question de modèles de formations qui seraient reconnus dans le domaine public
afin d'augmenter l'attrait de l'armée. 21
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil national a simultanément traité de deux motions déposées par la CdF-CN. La
Mo. 18.4087 s'intéresse aux plans d'économie prévus par le Conseil fédéral. La motion
intitulée «Une structure axée sur la pratique pour Agroscope» se penche, elle, sur la
localisation des centres de recherche, la commission des finances exigeant que les
plans du Conseil fédéral comprennent une station centrale, un centre de recherche
régional en Suisse allemande, un autre en Suisse romande ainsi que plusieurs stations
de recherche décentralisées, comme exposé par le rapporteur de la commission
Thomas Egger (csp, VS). La CdF-CN s'oppose à une centralisation complète d'Agroscope
à Posieux comme l'avait initialement proposé le Conseil fédéral. Ce dernier a, entre
temps, révisé son avis, estimant que la proposition formulée dans cette motion était un
bon compris. Le Conseil national a donc accepté tacitement la motion de la CdF-CN. 
A noter qu'un jour avant le débat en chambre, une motion d'ordre provenant du PDC et
défendue par Philipp Kutter (pdc, ZH) demandait de suspendre le traitement de cette
présente motion, argumentant que d'autres aspects devaient être réglés avant de
pouvoir discuter de la répartition des centres de recherche. La motion d'ordre a été
balayées par une nette majorité de député.e.s (116 voix contre 65 et 10 abstentions). 22
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Pflanzliche Produktion

La motion Kutter (pdc, ZH), qui propose de combattre la punaise diabolique, n'a eu
aucun problème à être acceptée par les deux chambres. Sans discussion, elle a trouvé
l'approbation des parlementaires, conscients de l'importance de lutter contre ce
ravageur venu d'Asie – aussi appelé punaise marbrée – qui se fait menaçant pour les
cultures suisses. Le Conseil fédéral a également soutenu le texte du député zurichois,
estimant l'investissement dans la recherche à CHF 500'000 par année pendant quatre
ans pour permettre de combattre cet insecte. 23
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

«Der Bundesrat will für einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem lösen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalrätlichen Debatte zur Erhöhung des Steuerabzugs von Kosten für die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Frühjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkräfte-Initiative den Steuerabzug für externe
Kinderbetreuung zu erhöhen, um so für Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern stärker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden könnten. Das
beschränkte Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend – diese reichten folglich weiterführende
Vorschläge ein. 
Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rückweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem für Kinder einrichten, durch das
Familien unabhängig von Lebensform und Einkommen für jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzüge sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
könne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshöhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen für Eintreten aus. 
Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungsplätze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstützung erhielten und die vollständigen
Betreuungstarife bezahlen müssten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmütter begrenzt
würde. Dadurch könne überdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die überdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
könnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Grünen
Unterstützung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen. 
Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabzüge gewähre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Lösungen gefunden hätten,
würden so diskriminiert. Darum schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewähren, wenn keine direkten Kosten
anfielen. Diese Lösung – gemäss Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft – fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Hälfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. 
In eine ähnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabzüge, also unabhängig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'500
auf CHF 10'000 erhöhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden könne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die höheren Kinderabzüge. 
In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) für die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Grünen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern. 24
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Noch bevor der Abstimmungskampf zur Änderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, über die im Mai
2020 hätte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
März 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben. 
Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgeführte
Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der bürgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefügte Erhöhung des
Kinderabzugs von CHF 6'500 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhöhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabzügen? Zur Beantwortung dieser Frage
stützten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte präsentiert hatte. 
Die Befürworterinnen und Befürworter stellten den Nutzen der Vorlage für den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stütze man sich auf die Definition des BFS für
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermässigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegenüber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nütze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je höher das Einkommen, desto grösser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kämen so den 15 Prozent der Familien mit den höchsten Löhnen zu,
während 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren würden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausfällen betroffen wären, berücksichtigt würden, betonte überdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Berücksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfälle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbüchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgeführt werde. Dies sei
«total irreführend» (Badran gemäss Blick), da niemand die Höhe seines persönlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begründete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsächliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden könne.  
Obwohl die Befürworterinnen und Befürworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhöhung der
Kinderabzüge im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegenüber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung für Gutverdienende
beinhalte: Über den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung für Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfähig sei einzig der «Weg über die Kinderabzüge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese müssten endlich unterstützt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage möglich sei: 60 Prozent aller Familien könnten von einer Erhöhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
für Haushalte mit Kindern), deutlich stärker zumindest als Kinderlose. Brigitte Häberli-
Koller (cvp, TG) befürwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhängig der Betreuungsform entlastet würden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, ergänzte Kutter.
Familiäre Strukturen seien für die Gesellschaft wichtig, überdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegenüber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzüge überhaupt
gerechtfertigt seien. So könne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle würden Kinderabzüge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit widersprechen. Es gäbe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berücksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstützung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzüge, neutral wirkende
Abzüge vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhöhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal höhere Kosten, als für die Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
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war, und übertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlängerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukünftig weniger Geld für andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grüne und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grössere
Wirkung auf die Erwerbstätigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabzügen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausfällen führen würde, befürchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben würde, weil kein Geld mehr vorhanden wäre. Verstärkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewältigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat während der Budgetdebatte fürs Jahr 2020 noch mit einem Überschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit über CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und über den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Befürwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen». 

Schliesslich waren sich Befürwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
ursprüngliche Ziel der Vorlage, die Förderung der Beschäftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Ergänzung der Kinderabzüge gefördert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhöhung der
Kinderabzüge die Anreize zur Erhöhung der Erwerbstätigkeit verstärke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzüge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstätigkeit bestätigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzüge den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusätzlichem Einkommen) und
förderten damit die Erwerbstätigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstätigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhöhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
stärkerer Effekt auf die Erwerbstätigkeit zu erwarten, damit könne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems für Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhöhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalrätin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.Iv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage möglichst schnell verwirklicht werden
können.
Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhöhung der Erwerbstätigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So störte sich die Weltwoche
überhaupt daran, dass das Steuerrecht «für alle möglichen Zwecke instrumentalisiert»
werde. Es sei nicht dafür da, «bestimmte Lebensmodelle zu fördern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmöglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fühle. 

Bezüglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Befürworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstützt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere für die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekämpft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrätin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kämpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hätte.
Damit würden «keine Anreize für arbeitstätige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kämpften vor allem die SP und die Grünen, welche
die Unterschriften für das Referendum gesammelt hatten, für ein Nein. Unterstützt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzüge aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
befürworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, störten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
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hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich für
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekämpft hatte, da es
«kaum zu einer stärkeren Arbeitstätigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbände nicht zu einer Nein-Parole hätten durchringen können, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war für die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekämpft, vertrat
nun aber – wie im Gesetz für politische Rechte geregelt – die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage persönlich befürworte, wie seine Partei, oder sie ablehne. 

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemäss
Analysen vom Fög und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfänglich auf mässiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit fünf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grünen die Vorlage mehrheitlich befürworteten, zurückgeführt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu können. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («dafür»
oder «eher dafür») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, während die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu ähnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grünen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemäss SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den übrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab. 

Das Resultat der Abstimmung zur Änderung der direkten Bundessteuer über die
steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch beträchtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevölkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am höchsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevölkerungen hätten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemäss
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die französischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
ländlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ähnlich stark ab wie die Kernstädte
(35.8%). Das Resultat könne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklärt werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die persönliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung würde in der Romandie stärker akzeptiert und durch den Staat stärker
unterstützt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Ständerätin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenüber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, während in der Deutschschweiz
hauptsächlich über den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalrätin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu späte Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann für den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
französischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die bürgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere bürgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezölle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen müssten nun Familien mit
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tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprämien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Plätzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhöhung des
Kinderabzugs auch die Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grüne-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kündigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstützen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusätzlich brauche es auch Lösungen, die sich für
die Mehrheit der Bevölkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 1'164'415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:
- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV
- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 25

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Der Nationalrat beugte sich in der Frühjahressession 2022 als Erstrat über die
umfassende Revision des Strassenverkehrsgesetzes. Die Debatte gliederte sich in drei
Blöcke – erstens umweltfreundliche Technologien und automatisiertes Fahren,
zweitens Anpassungen im Bereich Via sicura sowie drittens verschiedene kleinere
Änderungen, quasi ein Varia-Block. Die Ziele der Revision bestanden gemäss
Kommissionssprecher Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) in der Förderung
umweltfreundlicher Technologien in der Mobilität sowie in der Überprüfung der
Verkehrssicherheit. 
Im ersten Block waren die neuen Bestimmungen für umweltfreundliche Technologien
unbestritten; für etwas mehr Gesprächsbedarf sorgten die Regeln zum automatisierten
Fahren: Die Grünen hatten hierzu drei Minderheitsanträge eingereicht: Eine Minderheit
Schlatter (gp, ZH) wollte das automatisierte Fahren nur auf Autobahnen und -strassen
sowie auf Nebenstrassen mit wenig Langsamverkehr zulassen. Eine weitere Minderheit
Schlatter wollte das Inverkehrbringen von automatisierten Lieferrobotern verbieten.
Eine Minderheit Trede (gp, BE) wiederum vertrat die Ansicht, dass Versuche mit
Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem und die Erkenntnisse daraus nicht nur
zu dokumentieren seien, sondern auch von unabhängiger Forschung begleitet werden
sollen. Die Forschenden sollten dabei insbesondere die Konsequenzen für die nicht
motorisierten Verkehrsteilnehmenden untersuchen. Allerdings fand keiner dieser drei
Anträge eine Mehrheit.
Der zweite Block zu den Anpassungen von Via Sicura gab in der grossen Kammer viel zu
reden. Die Mehrheit des Rates war sich einig, dass den verantwortlichen Behörden und
Gerichten bei Geschwindigkeitsübertretungen mehr Ermessensspielraum gewährt
werden solle. Folglich wurde gegen den Widerstand der Grünen und Teilen der SP
beschlossen, bei Raserdelikten die Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr aus dem SVG
zu streichen. Betreffend die Mindestentzugsdauer des Führerscheins bei Raserdelikten
konnte sich ein Antrag Jauslin (fdp, AG), der demjenigen des Bundesrates entsprach,
durchsetzen. Damit wurde die Mindestentzugsdauer von derzeit 24 Monate auf 12
Monate halbiert. Die Kommissionsmehrheit, welche 6 Monate gefordert hatte, sowie
zwei links-grüne Minderheitsanträge, die sich für 18 respektive 24 Monate
Mindestentzugsdauer ausgesprochen hatten, fanden folglich keine Mehrheit. 
Im Rahmen des dritten Blocks wurde gegen den Willen des Bundesrates beschlossen,
dass für fahrradfahrende Kinder bis 16 Jahre keine Helmpflicht gelten soll. Matthias
Aebischer (sp, BE), Präsident von Pro Velo Schweiz, freute sich über diesen Entscheid,
da das Ziel darin bestehen müsse, «dass möglichst viele Leute Velo fahren». Keine
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Mehrheit fanden zwei Minderheitsanträge Aebischer, wonach Fahrräder nur mit einem
Mindestabstand von 1.5 Metern und im Kreisverkehr überhaupt nicht hätten überholt
werden dürfen. Zudem beschloss der Nationalrat gegen den Willen der geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen sowie einzelner GLP- und Mitte-Mitglieder,
dass neu auch motorisierte Zweiräder auf dem Trottoir abgestellt werden dürfen,
sofern den zu Fuss Gehenden noch genügend Platz bleibt. Schliesslich beschloss die
grosse Kammer, dass Rundstreckenrennen von Motorfahrzeugen in Zukunft
grundsätzlich erlaubt werden sollen, aber der Bewilligung des jeweiligen
Standortkantons bedürfen.
In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 156 zu 28 Stimmen deutlich
angenommen. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
GP-Fraktion. Marionna Schlatter hatte schon in ihrem Eintretensvotum darauf
hingewiesen, dass die Grünen die Vorlage ablehnen würden, falls nicht noch
Verbesserungen vorgenommen würden. Die Vorlage würde ansonsten dazu führen, dass
«die Verantwortung für die Sicherheit an die schwächeren Verkehrsteilnehmerinnen
und -teilnehmer» abgeschoben werde. 26

In der Sommersession 2023 stand die bundesrätliche Botschaft zum Unterhalt und
zum Ausbau des Schweizer Nationalstrassennetzes auf der Traktandenliste des
Nationalrats. In einer vierstündigen Debatte mit 39 Einzelabstimmungen, 98
Wortmeldungen und zwei Pausen befasste sich die grosse Kammer mit den vier Teilen
der Vorlage: Erstens stand mit dem «Bundesbeschluss über den Zahlungsrahmen
Nationalstrassen 2024-2027» der Kredit von CHF 8.8 Mrd. für Betrieb, Unterhalt und
Anpassungen an bestehenden Infrastrukturen zur Debatte. Dieser Teil der Vorlage war
in der KVF-NR und in der mitberichtenden FK-NR im Frühling 2023 weitestgehend
unbestritten gewesen. Zweitens beriet der Rat im Rahmen des «Bundesbeschluss über
den Ausbauschritt 2023» über Projekte zur Erweiterung des bestehenden
Nationalstrassennetzes. Der Kredit für die Realisierung dieser Projekte sowie für die
Planung von noch nicht beschlossenen Projekten war Gegenstand des dritten
Bundesbeschlusses «Verpflichtungskredit Ausbauschritt 2023». Diese letzteren beiden
Teile der Vorlage hatten in den vorberatenden Kommissionen zu deutlich mehr
Diskussionen geführt. Während in der FK-NR eine Minderheit von 11 zu 14 Stimmen gar
nicht erst auf diesen Teil der Vorlage eintreten wollte, verlangten in der KVF-NR zwei
Minderheiten die Rückweisung dieser Pläne an den Bundesrat. Die erste KVF-
Minderheit beabsichtigte dabei, klimapolitische Überlegungen stärker zu
berücksichtigen, die zweite Minderheit der KVF-NR wollte die bestehenden
Infrastrukturen mit einem alternativen Konzept stärker ausnutzen und damit gewisse
Ausbauten umgehen. Während verschiedene weitere Minderheiten in der KVF-NR
Verkleinerungen oder Anpassungen an den Ausbauplänen vornehmen wollten, war eine
Mehrheit mit 14 zu 11 Stimmen umgekehrt davon überzeugt, zwei weitere, vom
Bundesrat erst für einen späteren Zeitpunkt vorgesehene Projekte betreffend den
Ausbau der Strecke Le Vengeron (GE) - Coppet (VD) - Nyon (VD) ebenfalls schon in den
Ausbauschritt 2023 aufzunehmen. Der entsprechende Kredit sollte dafür um CHF 911
Mio. erhöht werden. Auf diesen Westschweizer Abschnitten bestehe Handlungsdruck
und die Ausbauten müssten prioritär behandelt werden, so die Ansicht dieser Mehrheit.
Der vierte Teil der Debatte befasste sich schliesslich mit dem «Netzbeschluss» und
damit mit der Auflistung aller bestehender oder noch zu realisierender
Streckenabschnitte zur Vollendung des gesamten Nationalstrassennetzes. Eine weitere
Minderheit der KVF-NR beantragte auch hier eine Änderung in der vorgeschlagenen
Anpassung des Netzbeschlusses. 

Der Nationalrat folgte letztlich in allen vier Teilen der Mehrheit seiner vorberatenden
KVF-NR und erteilte sämtlichen Minderheits- und Einzelanträgen eine Absage. Geprägt
waren die Debatten von den gegensätzlichen Ansichten, die sich mit den mehrfach im
Rat geäusserten Maximen «wer Strassen sät, erntet Verkehr» und «wer Strassen
zweckmässig baut, steht weniger im Stau» zusammenfassen lassen. Die Ratslinke
kritisierte in der Debatte, dass der Ausbau der Nationalstrassen zu mehr Verkehr führen
werde, die Strasse gegenüber der Schiene attraktiver mache, das Stauproblem an
andere Strassenabschnitte verschiebe und der Klimapolitik zuwiderlaufe. Moniert
wurden zudem der Verlust von Kulturland, die Verschandelung der Landschaft sowie die
Lärmbelastung, unter der die Bevölkerung leide und gegen welche der Entwurf zu wenig
unternehme. Bürgerliche Votantinnen und Votanten unterstrichen hingegen die
Notwendigkeit der Ausbauten, um Staus zu verringern, dem wachsenden Verkehr
gerecht zu werden und den Umfahrungsverkehr in den Agglomerationen zu
unterbinden. Das Wachstum von Bevölkerung und Wirtschaft mache einen Ausbau der
Infrastruktur unumgänglich, so der Tenor auf der bürgerlichen Seite. Während sich die
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Fraktion der Grünen prinzipiell gegen die Finanzierung und den Ausbau stemmte,
goutierte die SP-Fraktion den Unterhalt der bestehenden Autobahnen. Die GLP-
Fraktion stimmte teils mit dem bürgerlichen Ja-Lager, teils gesellte sie sich zum rot-
grünen Lager. Die bürgerlichen Parteien standen vereint für die Ausbauvorhaben ein.

Was die einzelnen Teile der Vorlage betrifft, so war der Bundesbeschluss über den
Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2024-2027 für Betrieb, Unterhalt und Ausbau im
Sinne von Anpassungen im Rat weitestgehend unbestritten. Ohne Gegenantrag trat der
Rat auf die Vorlage ein. Der Nationalrat zeigte sich damit einverstanden, dass in der
vierjährigen Periode insgesamt gut CHF 8.8 Mrd. in die bestehende Infrastruktur
investiert werden. Eine Minderheit Pasquier-Eichenberger (gp, GE) forderte im Rahmen
dieses Unterhalts-Budgets einen Passus, wonach Anpassungen nur vorgenommen
werden dürfen, wenn daraus keine Kapazitätserhöhung resultiere. Sie argumentierte,
dass mit Anpassungen nur die Sicherheit verbessert werden dürfe, eine Erhöhung des
Verkehrsaufkommens aber nicht wünschenswert sei. Verkehrsminister Albert Rösti
entgegnete, dass dies den Handlungsspielraum der Behörden massiv einschränken und
der Verkehrssicherheit zuwiderlaufen würde; solche Anpassungen – etwa zur Nutzung
des Pannenstreifens – würden zudem helfen, teure Ausbauten zu umgehen. Mit 120 zu
68 Stimmen bei 3 Enthaltungen folgte der Nationalrat hier seiner Kommission sowie
dem Bundesrat und lehnte den Minderheitsantrag ab, der von den geschlossenen
Fraktionen der SP und der Grünen unterstützt wurde. Letztlich gab der Nationalrat dem
Unterhaltsprogramm mit 162 zu 29 Stimmen grünes Licht, einzig die beinahe
geschlossene Fraktion der Grünen stimmte gegen den Kredit. 

Für deutlich mehr Diskussionsbedarf sorgten die Ausbaupläne für das
Nationalstrassennetz. Eine Minderheit Töngi (gp, LU) wollte diesen Teil der Vorlage
(Ausbauschritt 2023) an den Bundesrat zurückweisen und diesen dazu anhalten,
Umwelt- und Klimaaspekte stärker in die Vorlage einzuarbeiten.  Eine Minderheit Storni
(sp, TI) beantragte ebenfalls Rückweisung, verlangte aber, dass der Bundesrat ein
alternatives Konzept zum Ausbau erarbeitet und bestehende Infrastrukturen durch eine
intelligente und effizientere Ausnutzung besser auslastet. Das Schweizer Autobahnnetz
sei «im Zeitalter des Betons stehengeblieben» und das ASTRA lebe noch im «secolo
scorso», so die Kritik des Tessiner Sozialdemokraten. Die SP-Fraktion verlange deshalb,
dass das bestehende Netz dank digitaler Technologien besser und effizienter genutzt
wird. Beide Rückweisungsanträge versenkte der Nationalrat mit jeweils 106 zu 85
Stimmen bei 2 Enthaltungen, wobei sich die GLP-Fraktion zusammen mit zwei EVP-
Stimmen (Jost (evp, BE) und Studer (evp, AG)) auf die Seite der Linken schlug.  
Zu den weiteren geplanten Ausbauprojekten gab es ebenfalls verschiedene
Minderheitsanträge. Die Minderheit Töngi beantragte, dass auf den Vierspurausbau der
A1 auf der Strecke Wankdorf-Schönbühl (BE) und den Sechsspurausbau der A1 auf dem
Abschnitt Schönbühl-Kirchberg (BE) verzichtet wird. Töngi befürchtete, dass durch die
Ausbauten das Auto gegenüber dem öffentlichen Verkehr an Attraktivität gewänne, der
Strassenverkehr und das Lärmproblem zunähmen und die Klimaziele des Bundes
verfehlt würden. Der Nationalrat lehnte die beiden Streichungen mit 105 zu 86 Stimmen
bei 1 Enthaltung beziehungsweise mit 106 zu 87 Stimmen ab. Die GLP-Fraktion sowie die
beiden EVP-Abgeordneten Studer und Jost stellten sich dabei auf die Seite der Linken.
Die Diskussionen zur dritten Röhre am Rosenbergtunnel (SG) und der dazugehörigen
sogenannten «Spange Güterbahnhof» (SG) drehten sich um die Fragen, ob einerseits
nur die dritte Tunnelröhre gebaut werden sollte, auf die Spange Güterbahnhof aber zu
verzichten sei, wie dies eine Minderheit Aebischer (sp, BE) verlangte, oder ob
andererseits dieser Ausbauschritt ganz gestrichen werden sollte, wie dies eine
Minderheit Schlatter (gp, ZH) beantragte. Die Minderheit Aebischer scheiterte mit 108
zu 84 Stimmen, die Minderheit Schlatter mit 123 zu 68 Stimmen bei 1 Enthaltung, wobei
die GLP-Fraktion beim Antrag Schlatter ins bürgerliche Nein-Lager wechselte.
Verzichten wollte eine Minderheit Brenzikofer (gp, BL) auch auf die Errichtung des
Rheintunnels (Birsfelden BL - Kleinhüningen BS). Die grüne Nationalrätin monierte, dass
dieser zusätzliche Tunnel vor allem dem Transitgüterverkehr zugutekomme und der
Schweizer Verlagerungspolitik zuwiderlaufe. Diesen Antrag versenkte der Nationalrat
mit 122 zu 70 Stimmen bei 1 Enthaltung. Hier stellte sich die GLP wiederum
grossmehrheitlich auf die Seite der bürgerlichen Fraktionen, die den Tunnelbau für die
Basler Osttangente der A2 befürworteten. Bei der Frage, ob es eine zweite Röhre beim
Fäsenstaubtunnel (SH) brauche, standen wiederum zwei Minderheitsanträge zur
Debatte. Während eine Minderheit Schaffner (glp, ZH) das Projekt zu verkleinern
versuchte, indem zwar der Tunnel errichtet, auf den Vierspurausbau nach dem
Anschluss Schaffhausen-Nord bis Herblingen (SH) aber verzichtet werden sollte, wollte
eine Minderheit Schlatter wiederum das ganze Projekt aus dem Ausbauschritt
streichen. Auch diesen Anträgen gab der Nationalrat mit 106 zu 86 Stimmen
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beziehungsweise 123 zu 69 Stimmen jeweils eine Absage, wobei die GLP-Fraktion sowie
eine einzelne Stimme aus der Mitte-Fraktion bei der totalen Streichungsvariante ins
bürgerliche Nein-Lager wechselte. Der Nationalrat folgte zudem dem Ansinnen seiner
Kommission und nahm den Ausbauschritt in der Romandie Le Vengeron-Coppet-Nyon
gegen den Widerstand der Minderheit Pasquier-Eichenberger mit 104 zu 84 Stimmen
bei 3 Enthaltungen in den Entwurf auf. Hier gesellten sich die GLP-Fraktion und zwei
Stimmen aus der Mitte-Fraktion wieder zur ablehnenden linken Minderheit. Die
Gesamtabstimmung passierte dieser Teil der Vorlage mit 105 zu 82 Stimmen bei 2
Enthaltungen, wobei erneut die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP sowie die
die zwei EVP-Stimmen Studer und Jost die Minderheit bildeten. 

Gleichzeitig mit dem bundesrätlichen Entwurf nahm der Nationalrat an dieser Stelle ein
Postulat (Po. 23.3497) seiner KVF-NR für eine Korridorstudie zur A2 nach Italien an. Für
die Nationalstrasse N24 bei Stabio (TI) nach Gaggiolo (Italien) soll dabei geprüft werden,
ob eine Autobahnverbindung nach Italien auch über diesen Weg möglich wäre, anstatt
diesen nur über den stark frequentierten Übergang Chiasso-Brogeda an der Autobahn
A2 zu lenken. Die Minderheit Töngi versuchte auch hier, eine Ablehnung des Postulats
zu erwirken. Zur Kenntnis nahm der Nationalrat in diesem Rahmen auch zwei
Petitionen. Eine davon stammte von der FDP Thurgau und betraf die Umsetzung der
Bodensee-Thurtal-Strasse. Die andere war vom Verein umverkehR eingereicht worden
und verlangte, dass die Milliarden, welche für den Ausbau der Autobahnen gesprochen
werden sollen, stattdessen in den Klimaschutz investiert werden. 

In der Folge gab der Nationalrat auch grünes Licht für den Verpflichtungskredit zu den
beschlossenen Ausbauschritten sowie zur Planung von zukünftigen Vorhaben – wie etwa
Vorstudien zur Glatttalautobahn im Zürcher Oberland. Eine Minderheit Schneider
Schüttel (sp, FR) aus der mitberichtenden Finanzkommission versuchte vergebens, den
Rat davon zu überzeugen, gar nicht erst auf diesen dritten Teil der Vorlage einzutreten.
Die Sozialdemokratin argumentierte, dass der Ausbau zu mehr Verkehr führen werde,
das Auto insgesamt attraktiver mache und die Klima- und Umweltbelastung erhöhen
werde. Die finanziellen Mittel sollten besser dazu verwendet werden, die Biodiversität
zu stärken, den öffentlichen Verkehr zu fördern und die Zentren vom Verkehr zu
entlasten. Den Nichteintretensantrag lehnte der Nationalrat jedoch mit 108 zu 83
Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. Die geschlossenen Fraktionen der SVP, der Mitte und
der FDP konnten sich erfolgreich gegen die ebenso geschlossenen Fraktionen der SP,
der GLP und der Grünen durchsetzen. Der bundesrätliche Gesamtkredit für den Ausbau
von CHF 4.354 Mia. versuchten die Minderheiten Töngi, Aebischer, Schlatter,
Brenzikofer und Schaffner schliesslich gemäss ihren Streichungsanträgen im zweiten
Teil der Vorlage zu kürzen – die Gesamtausgaben wären dabei auf zwischen CHF 2.481
Mrd. und CHF 4.181 zu liegen gekommen. Der Nationalrat wollte von diesen
Streichungsvorschlägen indessen nichts wissen, sondern erhöhte den
Verpflichtungskredit im Gegenteil konsequenterweise um die Kosten des hinzugefügten
Ausbauprojekts in der Romandie und legte den Kredit bei CHF 5.265 Mrd. fest. Die
Gesamtabstimmung passierte der Kredit mit 105 zu 82 Stimmen bei 2 Enthaltungen,
wobei die GLP und die zwei EVP-Stimmen wieder mit der Ratslinken stimmten. 

Zu guter Letzt standen im vierten Teil der Vorlage die Änderungen im Netzbeschluss zur
Debatte. Vor allem Änderungen betreffend den Grossraum Zürich wurden hier
beantragt. Der Bundesrat plante, den N1-Abschnitt «Zürich (Hardturmsportplatz) -
Platzspitz» durch «Zürich (Hardturmsportplatz) - Zürich (Pfingstweidstrasse)» zu
ersetzen. Eine Minderheit Schlatter versuchte hier erneut vergebens, ganz auf beide
Varianten zu verzichten. Der N3-Abschnitt «Zürich (Platzspitz) - Zürich (Wiedikon)»
sollte nach bundesrätlicher Ansicht ganz gestrichen werden. Ein Einzelantrag Haab (svp,
ZH) wollte das «Zürcher Ypsilon», also die soeben genannten Einträge N3 «Zürich
(Platzspitz) - Zürich (Wiedikon)» und N1 «Zürich (Hardturmsportplatz) - Platzspitz»,
hingegen beibehalten. Der Antrag für die Beibehaltung beider Abschnitte wurde jedoch
mit 96 zu 85 Stimmen bei 3 Enthaltungen beziehungsweise mit 115 zu 74 Stimmmen bei 1
Enthaltung abgelehnt, wobei nur die SVP-Fraktion und jeweils Teile der FDP- und Mitte-
Fraktionen für die Beibehaltung stimmten. Bei der bestehenden Bestimmung zur N11
«Zürich-Nord - Kloten-Süd», die der Bundesrat nicht anpassen wollte, verlangte eine
Minderheit Hurter (svp, SH), dass zwei Abschnitte ergänzt werden. Der Netzbeschluss
zur N11 sollte gemäss der Minderheit auch die Abschnitte «Kloten-Süd - Eglisau - Rafz -
Solgen (Grenze)» sowie «Jestetten-Hardt (Grenze) - Schaffhausen-Süd (N4)» umfassen.
Diese Minderheit erfuhr jedoch nur bei der geschlossenen SVP-Fraktion und wenigen
weiteren Stimmen aus dem bürgerlichen Lager Zuspruch. Ein weiterer Antrag befasste
sich zudem mit dem Raum Basel. Ohne dass der Bundesrat entsprechende Änderungen
beantragt hatte, wollte eine Minderheit Aebsicher den N2-Streckenabschnitt
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«Basel/Weil am Rhein (Grenze) - Wiese- Basel (Gellert) 1», welcher im geltenden
Netzbeschluss aufgelistet war, durch «Basel/Weil am Rhein (Grenze) - Wiese - Hagnau»
ersetzen und neu «Wiese - Basel (Gellert) 3» aufführen. Er wollte damit erreichen, dass
nach dem Neubau des unterirdischen Rheintunnels gemäss dem Ausbauschritt 2023
die alte Autobahn zurückgebaut wird und dort anstelle von Asphalt wieder Grünflächen
entstehen können. Diese Änderung lehnte der Nationalrat jedoch mit 108 zu 85
Stimmen ab, wobei die GLP-Fraktion den Rückbau begrüsste und sich geschlossen auf
die Seite der Ratslinken stellte. 

In der Gesamtabstimmung standen sich zwei geschlossene Blöcke gegenüber. Während
die Fraktionen der SP und der Grünen die Gesamtvorlage ablehnten, nahmen alle
anderen Fraktionen sie ebenso geschlossen an. Mit 122 zu 67 Stimmen überwies der
Nationalrat den leicht modifizierten bundesrätlichen Entwurf an den Ständerat. Gemäss
Berichten von SRF planten Grüne sowie der VCS im Nachgang der nationalrätlichen
Debatte bereits, das Referendum gegen das Ausbauvorhaben (Teil 2 der Vorlage) zu
ergreifen. 27

In der Herbstsession 2023 forderte SVP-Nationalrat Erich Hess (BE) in einer Motion,
dass die Autobahn A1 auf den Streckenabschnitten Bern-Zürich und Lausanne-Genf auf
mindestens sechs Spuren ausgebaut wird. Auf der Autobahn A1 komme es laut Hess
durch das erhöhte Verkehrsaufkommen, ausgelöst durch «massive und ungebremste
Zuwanderung», fast täglich zu Verkehrsüberlastung und Staus. Dies führe nicht nur zu
stark erhöhten Staustunden, sondern auch zu massiven volkswirtschaftlichen Kosten.
Durch den Ausbau der A1-Teilabschnitte Bern-Zürich und Lausanne-Genf soll dieser
Verkehrsüberlastung laut dem Motionär entgegengewirkt werden. 
Verkehrsminister Albert Rösti begrüsste das Anliegen der Motion. Er unterstrich die
hohen volkswirtschaftlichen Kosten aufgrund von Staustunden und verwies auf die
negativen Auswirkungen des Ausweichverkehrs auf Kantons- und Gemeindestrassen. Im
etappenweisen Ausbau der Nationalstrassen plane der Bundesrat auch unabhängig von
dieser Motion den Ausbau überlasteter Teilstrecken der A1. 
Kritisch äusserte sich in der Debatte im Nationalrat Marionna Schlatter. Ein
Autobahnausbau würde laut ihr zu mehr Verkehr führen und im Widerspruch dazu
stehen, dass die Schweiz bis 2050 Klimaneutralität erreichen wolle. Schlatter verwies
zudem auf das voraussichtlich anstehende Referendum gegen den Ausbau der
Nationalstrassen. Sie bat die Nationalratsmitglieder, die Motion abzulehnen, damit der
Grundsatzentscheid zum Autobahnausbau abgewartet werden kann. Die Motion wurde
mit knapper Mehrheit bei 94 zu 87 Stimmen und 4 Enthaltungen angenommen und an
den Ständerat überwiesen. Die ablehnenden Stimmen kamen aus den Fraktionen der
SP, der Grünen und der GLP, welche allesamt geschlossen gegen den Vorstoss
stimmten. 28

MOTION
DATUM: 11.09.2023
LENA BALTISSER

Eisenbahn

In der Wintersession 2020 befasste sich die grosse Kammer mit dem Vorstoss Dittli
(fdp, UR) zur Automation des Schienengüterverkehrs. Für die Mehrheit der KVF-NR
erläuterte Philipp Kutter (cvp, ZH) die Vorteile des Vorstosses. Die
Kommissionsmehrheit sei der Ansicht, dass der Bund Investitionen in technische
Neuerungen im Bereich des Gütertransportes auf der Schiene fördern solle. Die
Industrie werde dadurch «von den neuen Technologien namentlich durch die
Einführung der automatischen Kupplung sowie der automatischen Bremsprüfung [...]
profitieren können». Eine Kommissionsminderheit Giezendanner (svp, AG) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch die Minderheit sei für die Automatisierung in diesem
Bereich; jedoch nicht auf Kosten der Steuerzahlenden. Von dem geforderten Konzept
und der finanziellen Unterstützung würden zudem hauptsächlich ausländische Waggon-
Anbieter profitieren, prophezeite Giezendanner. Verkehrsministerin Sommaruga
sprach sich für Annahme der Motion aus; mit der Automatisierung werde der ganze
Rangiervorgang sicherer, dadurch sinke die Verletzungsgefahr für die
Rangierarbeiterinnen und -arbeiter. An die Minderheit Giezendanner gerichtet,
erläuterte Sommaruga, dass die vorliegende Motion allem voran ein Konzept über die
Automation verlange. Dieses Konzept sei dringend notwendig, um das Zusammenspiel
der verschiedenen Akteure der Branche zu koordinieren.
Die SVP-Fraktion stimmte geschlossen gegen die Motion, alle anderen Fraktionen
sprachen sich hingegen geschlossen für deren Annahme aus. Daraus resultierte die
Annahme der Motion mit 136 zu 50 Stimmen. 29

MOTION
DATUM: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Luftfahrt

Einen Tag, nachdem der Nationalrat im Rahmen des Nachtrags I zum Voranschlag 2020
Verpflichtungskredite über CHF 1.85 Mrd. für die Luftfahrt gesprochen hatte, beriet die
grosse Kammer am 5. Mai 2020 als Zweitrat die dringliche Änderung des
Luftfahrtgesetzes. Ein Minderheitsantrag Schlatter (gp, ZH) beantragte Nichteintreten.
Es sei unanständig, dem Parlament eine solche Vorlage in dieser Art und Weise
vorzulegen: Sie hätte Informationen über die Verhandlungen mit der Flugbranche den
Medien entnehmen müssen und für eine anständige Vorbereitung des Geschäfts sei
keine Zeit geblieben, begründete Nationalrätin Schlatter ihren Antrag. Der Rat trat mit
163 zu 28 Stimmen (5 Enthaltungen) dennoch auf die Vorlage ein. Die Fraktion der
Grünen lehnte Eintreten geschlossen ab und erhielt Sukkurs von einer Stimme aus der
SP. 
Mit einer regelrechten Flut von Anträgen versuchten Parlamentsmitglieder der SP und
Grünen in der Detailberatung, Klima-, Umwelt- und Lärmschutzanliegen einzubringen.
So etwa sollten beim Ersatz von Luftfahrzeugen ausschliesslich Flugzeugtypen beschafft
werden dürfen, die bezüglich Emissionen auf dem neusten Stand der Technik seien; der
gewerbsmässige Personentransport zwischen zwei Flugplätzen in der Schweiz sollte
grundsätzlich verboten werden; Betriebskonzessionen für Flughäfen sollten nur
vergeben werden können, wenn diese eine Nachtruhe von 22 bis 6 Uhr einhielten, oder
Flughäfen sollten mit einem Ausbaustopp belegt werden, bis der CO2-Ausstoss des
Flugverkehrs auf einen Drittel des Referenzjahrs 2018 gesunken sei. All diesen und
weiteren ähnlichen Anträgen war kein Erfolg beschieden: Bürgerliche und Mitteparteien
folgten dem Bundesrat und wiesen darauf hin, dass diese dringliche Änderung nicht der
Ort sei, um diese Anliegen einzubringen. Eingang in die Vorlage fanden jedoch zwei
Ergänzungen, die gegenüber der bundesrätlichen Fassung noch stärker betonten, dass
der Bundesrat für jede Gewährung von Hilfe hinreichende Sicherheiten einzufordern
habe. 
Gegen den Widerstand von Grünen und SP nahm der Nationalrat die Vorlage mit 133
gegen 60 Stimmen (3 Enthaltungen) an. 
Am Nachmittag des gleichen Tages beriet der Ständerat die Differenzen. Über Mittag
hatte die KVF-SR getagt, um ihrem Rat einen Antrag bezüglich der Differenzen stellen zu
können. Die Kommission stimmte in der ersten Differenz dem Nationalrat zu, schlug
aber in der zweiten Differenz die Streichung eines Satzes und die Umformulierung eines
weiteren Satzes vor: Dies, um den Handlungsspielraum des Bundesrates bei der
Gewährung von Unterstützung bei aller Vorsicht nicht zu stark einzuschränken. Der Rat
folgte diesen Anträgen der Kommission und spielte damit den Ball zurück  an den
Nationalrat, der noch am selben Nachmittag erneut über die Vorlage beriet. 
Im Nationalrat war die Formulierung des Ständerats unbestritten, die Vorlage war damit
bereinigt. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.05.2020
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Die FDP.Liberale-Fraktion reichte im Mai 2020 eine Motion ein, in der sie die
notwendigen Rahmenbedingungen für einen raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes
einforderte. Damit soll es den Telecom-Anbietern ermöglicht werden, bis 2024 ein
hochwertiges, aber kostengünstiges nationales 5G-Netz zu errichten. Die dafür
notwendigen Massnahmen seien bereits im entsprechenden Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» vorgestellt worden, erklärte die Partei. Zudem solle der
Bundesrat die Bevölkerung angemessen und transparent über den Mobilfunk-Standard
5G informieren. Denn dieser berge ein grosses Potenzial, namentlich in den Bereichen
E-Health, autonome Fahrzeuge oder auch bei der Drohnentechnologie.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Diese wurde in der Herbstsession
2020 durch Marionna Schlatter (gp, ZH) bekämpft. Im Rahmen der Nationalratsdebatte
zum Vorstoss in der Sommersession 2021 erläuterte FDP-Sprecher Wasserfallen (fdp,
BE) noch einmal die Vorteile dieser Technologie. Er räumte aber auch ein, dass der
derzeitige Strahlengrenzwert für Mobilfunkantennen leicht angehoben werden müsse,
wobei dem Gesundheitsaspekt jedoch selbstverständlich weiterhin Rechnung getragen
werden solle. Für Marionna Schlatter kam ebendiese Anhebung der Grenzwerte nicht in
Frage. Das Parlament habe dies bereits zwei Mal abgelehnt (Mo. 16.3007 und Mo.
18.3006), und auch ein Grossteil der Bevölkerung wolle dies nicht. Auch sei die
Forschung über die Auswirkungen einer hohen Strahlenbelastung noch nicht genügend
weit fortgeschritten. Die Mehrheit des Nationalrates stellte sich in der Abstimmung
hinter die FDP.Liberale-Fraktion und nahm den Vorstoss mit 97 zu 76 Stimmen, bei 18
Enthaltungen, an. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Grünen- und SP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitglieder der Mitte-, der

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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GLP- sowie der SVP-Fraktionen. 31

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Diskussionslos überwies der Nationalrat im September 2019 ein Postulat von Philipp
Kutter (cvp, ZH) über besondere Herausforderungen der Agglomerationen. Auch der
Bundesrat hatte Annahme beantragt mit der Begründung, dass ab 2022 sowieso eine
Evaluation der Agglomerationspolitik 2016+ anstehe. Die nun im Postulat speziell
erwähnten Bereiche umfassen die Raumplanung und Mobilität einerseits und die
Wirtschaftsentwicklung sowie mögliche Unterstützung von Agglomerationen
andererseits. 
Bereits im Februar 2019 hatten das ARE und das SECO dem Bundesrat eine gemeinsame
«Berichterstattung zum Stand der Umsetzung der Agglomerationspolitik 2016+ und der
Politik für die ländlichen Räume und Berggebiete» vorgelegt. Unter anderem definiert
dieser Zwischenbericht vier Arbeitsschwerpunkte für die Periode von 2020 bis 2023:
eine bessere Mobilisierung der Schlüsselakteure; vermehrte Nutzung der Tripartiten
Konferenz (Bund, Kantone und Gemeinden) als «Plattform für strategische Diskussionen
zwischen den Staatsebenen»; klarere Identifikation des Stadt-Land-
Koordinationsbedarfs sowie die Aufnahme aktueller Themen wie etwa Digitalisierung
oder Klimawandel und die Entwicklung entsprechender Massnahmen. Die
Agglomerationspolitik im Speziellen soll von ihrem bisher exklusiven Fokus auf den
Verkehr abrücken, der im 2017 geschaffenen Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) seinen Höhepunkt fand. 32

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SEAN MÜLLER

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Im März 2021 reichten die Nationalrätinnen und Nationalräte Marionna Schlatter (Pa. Iv.
21.436; gp, ZH), Beat Flach (Pa. Iv. 21.437; glp, AG), Anna Giacometti (Pa. Iv. 21.438; fdp,
GR), Nik Gugger (Pa. Iv. 21.439; evp, ZH) und Jon Pult (Pa. Iv. 21.440; sp, GR) fünf
gleichlautende parlamentarische Initiativen mit dem Titel «Recht auf gesunde Umwelt
und Rechte der Natur» ein. Sie forderten damit nicht weniger als die Revision der
Bundesverfassung (BV), mit dem Ziel, das Recht des Menschen auf eine gesunde Umwelt
als Grundrecht festzuhalten sowie der Natur zumindest partiell den Status eines
Rechtsobjekts zu verleihen.
Die RK-NR befasste sich im Mai 2022 mit den fünf Initiativen. Eine Mehrheit der
Kommission (14 zu 11 Stimmen) kam dabei zum Schluss, dass den Initiativen keine Folge
zu geben sei. Die Mehrheit vertrat die Ansicht, dass die Begriffe «gesunde Umwelt»
sowie «Natur» zu unpräzise seien, um sie als grundrechtlichen Anspruch respektive als
Rechtssubjekt in der BV zu verankern. Eine Minderheit vertrat hingegen die Ansicht,
dass die Initiativen die Chance bieten, um über Grundsatzfragen rund um den Schutz
der Natur zu debattieren, und wollte ihnen daher Folge geben. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2022 mit fünf gleichlautenden
parlamentarischen Initiativen mit dem Titel «Recht auf gesunde Umwelt und Rechte
der Natur» von Vertreterinnen und Vertretern der Grünen-, der GLP-, der
FDP.Liberalen-, der SP- sowie der Mitte-Fraktion. Marionna Schlatter (gp, ZH) und Jon
Pult (sp, GR) erläuterten den Initiativtext und setzten sich dafür ein, dass in der
Bundesverfassung ein Grundrecht auf eine gesunde Umwelt festgeschrieben wird.
Zudem solle in der BV auch eine Grundlage dafür geschaffen werde, dass die Natur
zumindest teilweise eine Rechtspersönlichkeit erhält. Nur dadurch könne der
ungenügende Schutz der Natur justiziabel gemacht werden. Anschliessend empfahl Yves
Nidegger (svp, GE) im Namen der Mehrheit der RK-NR, den fünf Initiativen keine Folge
zu geben. Zum einen sei die Bestimmung des Rechts auf eine gesunde Umwelt zu
unbestimmt, um dieses zu einem Verfassungsrecht zu erklären. Zum anderen sei die
Forderung, die Natur zum Rechtssubjekt zu machen, in der Schweizer Rechtsordnung
nicht vorgesehen, denn einem Rechtssubjekt stünden gemäss der hiesigen
Rechtsordnung nicht nur Rechte zu, sondern oblägen auch gewisse Pflichten, die man
der Natur nicht auferlegen könne. In der Abstimmung sprachen sich 87 Mitglieder des
Nationalrates für Folgegeben aus, 101 votierten dagegen und 1 Person enthielt sich der
Stimme. Gegen Folgegeben stimmten die geschlossen stimmende SVP-Fraktion sowie

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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die fast geschlossen stimmenden Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte. Die fünf
parlamentarischen Initiativen sind damit erledigt. 34

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Frühjahr 2019 stand im Nationalrat die Beratung zur Genehmigung der Konvention
von Faro an. Die Kommissionssprecher Philipp Kutter (cvp, ZH) und Jacques-André
Maire (sp, NE) hielten die grosse Kammer in ihren Voten dazu an, der
Kommissionsmehrheit zu folgen und der Vorlage zuzustimmen. Die WBK-NR hatte
bereits im Januar 2019 mit 13 zu 8 Stimmen bei 4 Enthaltungen das Abkommen zur
Annahme empfohlen. Faro sei nicht nur der Name jener portugiesischen Stadt, die
namensgebend für die vorliegende Vorlage sei, sondern auch das italienische Wort für
Leuchtturm, führte Kutter in seinen Erläuterungen aus. Genau wie ein Leuchtturm den
Schiffen den Weg weise, wolle diese Konvention nun einen Weg weisen, wie man die
Bedeutung des gemeinsamen Kulturerbes für die Gesellschaft steigern könne. Geprägt
von den Erfahrungen, die man in den 1990er-Jahren im Balkankonflikt gemacht habe,
solle das Abkommen dazu beitragen, der Instrumentalisierung des Kulturerbes für
ideologische, ethnische oder religiöse Zwecke entgegenzuwirken. Diese habe in den
letzten Jahren gerade im Zusammenhang mit dem Islamischen Staat (IS) und den Taliban
wieder stark zugenommen und eine massive Zerstörung des Kulturerbes in Syrien, dem
Irak und Afghanistan zur Folge gehabt. Anders als die UNESCO-Abkommen, die primär
auf die Erstellung von Listen und Inventaren sowie entsprechende Massnahmen zu
deren Schutz fokussierten, verpflichte die Konvention von Faro in allgemeiner Weise
zur Anerkennung und Förderung des Kulturerbes, wie Kutter differenzierte. Maire wies
in seiner Erläuterung darauf hin, dass die Kommissionsminderheit der Vorlage aus zwei
Gründen ablehnend gegenüberstand: Erstens müsse man hinsichtlich der
verhältnismässig geringen Anzahl an Ländern, die das Abkommen bereits ratifiziert
hätten, etwas vorsichtig sein und zweitens bestünden Bedenken, dass gewisse
Aktivisten das Abkommen dazu nutzen könnten, geltendes Schweizer Recht zu
begrenzen – beispielsweise durch einen extremen Schutz des Erbes, um den Bau von
Anlagen für erneuerbare Energien zu verhindern. Mit eben dieser Frage nach der
möglichen Bekämpfung von Bauprojekten für Windkraft-, Solar- oder Biogasanlagen,
die mit dieser Konvention begünstigt werden könnte, konfrontierte Isabelle Chevalley
(glp, VD) auch den anwesenden Bundesrat Berset. Dieser wies die Nationalrätin darauf
hin, dass man sich zwar grundsätzlich in einer Debatte immer auf alles berufen könne,
dies aber in diesem Fall absolut keine Wirkung habe, da es keinen Zusammenhang
zwischen der Konvention und der von ihr gestellten Frage gebe. Nachdem der
Nationalrat schliesslich Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen hatte, nahm er die
Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 131 zu 46 Stimmen bei einer Enthaltung an. 35

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2019
MELIKE GÖKCE

Medien

Medien

In der Herbstsession 2020 hatte der Nationalrat darüber zu befinden, ob er einer
Mehrheit der KVF-NR folgen wollte, um lediglich die ersten beiden Pfeiler des Pakets
zur Medienförderung zu beraten, oder ob er das Geschäft zurückweisen wollte, um es
zu einem späteren Zeitpunkt integral respektive inklusive den Pfeiler der Online-
Medienförderung zu behandeln, wie dies der Forderung einer Kommissionsminderheit
entsprach.
Vorbehalte gegen die Förderung von Online-Medien äusserten im Ratsplenum vor allem
Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen und der SVP, wobei sich die Volkspartei
gegen das gesamte Medienförderungspaket stellte. DIe SVP-Vertreter begründeten ihre
ablehnende Haltung damit, dass vorgängig Fragen zur Verfassungsmässigkeit der
Online-Medienförderung geklärt werden müssten. Dass mit der geplanten Förderung
von Online-Medien zum ersten Mal publizistische Leistung direkt staatlich mitfinanziert
würde, hob Philipp Kutter (cvp, ZH) im Namen der Kommissionsmehrheit hervor,
weswegen sie es als zentral erachtete, dass alternative Unterstützungsmöglichkeiten
sorgfältig geprüft würden. Nicht zuletzt wies der Kommissionssprecher darauf hin, dass
die Kommission in den vergangenen Tagen mit besorgten Verlagen in Kontakt war und
dass es dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzustimmen gelte, um den Verlagen
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raschestmöglich die notwendige Unterstützung zukommen zu lassen. 
Auch die auf Rückweisung plädierende Kommissionsminderheit hatte sich im Vorfeld
der parlamentarischen Beratung die Sorgen der Verlage angehört. Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) wies auf den Appell zur Unterstützung des integralen
Medienpaketes hin, der die Parlamentarierinnen und Parlamentarier wenige Tage vor
der Beratung des Geschäfts erreicht hatte. Zur Gewährleistung der journalistischen
Vielfalt und der Qualität journalistischer Leistungen sei eine staatliche Online-
Medienförderung unabdingbar. Es sei wichtig, die heutige Jugend und zukünftige
Leserschaft mit flächendeckenden und preisgünstigen Online-Angeboten dort
abzuholen, wo sie sich aufhalte, betonte ferner Katja Christ (glp, BS) und meinte: «Das
sollte auch ein Parlament erkennen, das mit einem Durchschnittsalter von über fünfzig
Jahren dem täglichen Gang zum Briefkasten durchaus noch etwas abgewinnen kann.»
Mit 109 zu 84 Stimmen entschied der Nationalrat in der Herbstsession 2020 entgegen
der Kommissionsmehrheit und beschloss gemäss Kommissionsminderheit, das Paket
zur Medienförderung nicht aufzuteilen. Neben den geschlossen stimmenden
Fraktionen der Grünen, SP und GLP stimmten auch die grosse Mehrheit der Mitte-
Fraktion sowie vereinzelte Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion für den Antrag der
Kommissionsminderheit.
Bei der Beratung der Massnahmen kommt es aufgrund der Beschlüsse der KVF-NR und
des Nationalrats nun zu Verzögerungen: Das Geschäft geht nun zurück an die
Kommission, die mit dem nationalrätlichen Entscheid aufgefordert worden ist, den Teil
zur Online-Medienförderung ebenfalls zu beraten. Frühestens in der Wintersession
2020 kann der Nationalrat danach die Detailberatung zum integralen
Medienförderungspaket in Angriff nehmen. 36

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Auch bei den Ständeratswahlen 2019 verzeichneten die Grünen positive Resultate: Die
Partei gewann vier Mandate im Stöckli hinzu (neu: 5 Sitze). Der Ständerat wurde somit
grüner und weiblicher, wie die NZZ berichtete. Gewählt wurden vier grüne Frauen (von
insgesamt 12 Frauen im Ständerat) und ein grüner Mann (von insgesamt 34 Männern in
der kleinen Kammer).
Im traditionell bürgerlich wählenden Kanton Glarus eroberte der grüne Kandidat
Mathias Zopfi überraschend einen Sitz im Ständerat. Er holte 252 Stimmen mehr als der
Bisherige Werner Hösli (svp, GL). Im den zweiten Wahlgängen gelang den Grünen, die in
den Kantonen Bern und Zürich um einen weiteren Sitz kämpften, jedoch kein Sieg
mehr: Die Kandidatinnen Regula Rytz (gp, BE) und Marionna Schlatter (gp, ZH)
verpassten den Sprung ins Stöckli. Regula Rytz war rund 13'000 Stimmen von der Wahl
entfernt und Marionna Schlatter lag 70'000 Stimmen hinter dem Bisherigen Ruedi
Noser, der wiedergewählt wurde. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA

Verbände

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Erstmals mischte die Operation Libero 2019 bei den nationalen Wahlen mit. Im Zuge
der sogenannten «Wandelwahl», so der Name der Aktion, wurden insgesamt 38
Kandidierende aus verschiedenen Parteien mit dem «Gütesiegel von Operation Libero»
(NZZ) versehen und von der Organisation im Oktober zur Wahl empfohlen.
Zum Auftakt der Kampagne versammelten sich im Juni die ersten Nominierten,
darunter auch der Mitbegründer der Operation Libero Nicola Forster (ZH, glp), welcher
den Einzug in den Nationalrat letztlich knapp verpasste, zusammen mit den Co-
Präsidentinnen Flavia Kleiner und Laura Zimmermann, die beide nicht zu den Wahlen
antraten, in Bern auf dem Casinoplatz. Der Wahlauftakt unterschied sich nicht von
anderen Wahlveranstaltungen, wie die NZZ damals festhielt; einziger Unterschied sei,
dass die Organisatorin keine Partei sei. Das Ziel der «Wandelwahl» war, die
progressiven Kräfte im Parlament zu stärken und den «jahrelangen Stillstand und die
Blockade», in welcher sich die Schweizer Politik befinde, aufzubrechen, zitierte die
Aargauer Zeitung die Absichten der Operation Libero. Den Kandidierenden wurde bei
ihrer Wahlkampagne unter die Arme gegriffen, im Gegenzug mussten diese bei
erfolgreicher Wahl die Libero-Ziele unterstützen, beispielsweise durch die Erarbeitung

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.65 - 01.01.24 29ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



eines griffigen CO2-Gesetzes, der «Ehe für Alle» oder eine im Sinne der Operation
Libero konstruktiven Europapolitik. 
Aufgrund dieser Forderungen musste die Operation Libero Kritik einstecken: Die WOZ
warf ihr Ende August vor, dass sie Kandidatinnen und Kandidaten kaufe und die
Demokratie als Supermarkt betrachte. Zudem monierte der «Blick», dass CHF 400'000
der insgesamt CHF 600'000 des Wahlkampfbudgets – geplant waren eigentlich CHF 1.5
Mio. – von einem einzigen Spender eingegangen seien und die Organisation sich
dadurch von diesem abhängig mache. Laura Zimmermann wies die Kritik der WOZ
zurück: Das Empfehlen von Kandidatinnen und Kandidaten, die parteiübergreifend
Politik machen, sei «urdemokratisch». Gegenüber dem «Blick» meinte sie, es sei «kein
Rappen an die Kandidierenden geflossen» und man werde analysieren, weshalb von den
geplanten CHF 1.5 Mio. nur CHF 600'000 zusammengekommen seien und weshalb das
Crowdfunding für die Kampagne diesmal nicht wie gewünscht funktionierte.

Zehn der 38 empfohlenen Kandidierenden wurden schliesslich in den Nationalrat
gewählt, wie die Operation Libero nach der Wahl in einer Medienmitteilung
kommunizierte: Gerhard Andrey (gp, FR), Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG), Roland
Fischer (glp, LU) und Marionna Schlatter (gp, ZH) zogen dabei neu in den Nationalrat ein.
Wiedergewählt wurden Yvonne Feri (sp, AG), Beat Flach (glp, AG), Sibel Arslan (gp/basta,
BS), Philipp Kutter (cvp, ZH), Eric Nussbaumer (sp, BL) und Kathrin Bertschy (glp, BE). 38

1) Kübler, Glaser, Waldis (2019): Brennpunkt Demokratie. 10 Jahre Zentrum Demokratie Aarau; NZZ, 20.8., 11.9.19; AZ, 28.9.,
2.10.19; NZZ, 23.12., 28.12.19
2) AB NR, 2020, S. 986 ff.; CdT, LT, TA, TG, 17.6.20
3) AB NR, 2021, S. 773 ff.; AZ, NZZ, 5.5.21
4) AB NR, 2022, S. 88
5) AB NR, 2020, S. 1099 ff.; AB NR, 2020, S. 1113 ff.; AB NR, 2020, S. 1122 ff.; Blick, 18.6.20; AZ, CdT, LT, NZZ, 19.6.20; CdT, LT,
TA, 20.6.20; WoZ, 25.6.20
6) AB NR, 2020, S. 1744 ff.; AB NR, 2020, S. 1957; AB SR, 2020, S. 1071; BBl, 2020, S. 7773 ff.; CdT, NZZ, 23.9.20
7) Medienmitteilung SiK-NR vom 20.6.23; Pa.Iv. 22.440
8) Medienmitteilung SiK-SR vom 17.11.23; CdT, 18.11.23
9) Mo. 21.4508
10) AB NR, 2018, S. 609; AB NR, 2018, S. 879; So-Bli, 25.2.18; SZ, TA, 27.3.18; So-Bli, SoZ, 6.5.18; BaZ, 7.5.18; WW, 10.5.18; NZZ,
19.5.18; AZ, 30.5.18; So-Bli, 3.6.18
11) AB NR, 2019 S. 2019; 24H, Blick, CdT, LT, NZZ, 3.12.19
12) AZ, 25.3.19; TA, 30.3., 3.4., 4.4.19; So-Bli, 21.4.19; SoZ, 5.5.19; TA, 16.5.19; NZZ, 1.6., 12.6.19; TA, 2.8., 19.8., 6.9.19; NZZ,
26.9., 21.10.19
13) NZZ, SGT, 4.1.19; Blick, 19.1.19; NZZ, 27.3.19; NZZ, TA, 4.4.19; TA, 6.4.19; NZZ, 13.4.19; NZZ, 17.6.19; TA, 7.8., 9.8., 9.9., 20.9.19;
NZZ, 21.9., 30.9.19; TA, 1.10.19; NZZ, 3.10., 5.10.19; AZ, NZZ, TA, 21.10.19; NZZ, 22.10.19; TA, 25.10., 26.10.19; NZZ, TA, 30.10.19;
NZZ, 4.11.19; TA, 5.11.19; NZZ, 6.11.19; TA, 9.11.19; NZZ, 13.11.19; TA, 14.11.19; NZZ, 15.11.19; NZZ, TA, 18.11.19
14) AB NR, 2020, S. 2308ff.; AB NR, 2020, S. 2729; AB SR, 2020, S. 1438f.
15) AB NR, 2023, S. 2209 ff.
16) AB NR, 2021, S. 1748 ff.; Medienmitteilung SIK-NR vom 21.5.21; Medienmitteilung SIK-NR vom 24.8.21
17) Blick, LT, Lib, TA, 18.8.23; NZZ, 19.8.23; NZZ, Republik, 24.8.23
18) BO CN, 2023, p. 2439 ss.
19) BO CN, 2023, p.1409 ss.
20) BO, CN, 2022, p.1436-1454; BO, CN, 2022, p.1454-p.1468
21) BO CN, 2023, p.1399 ss.; Communiqué de presse CPS-CN du 1.11.22
22) AB NR, 2018, S. 2113 f. ; AB NR, 2018, S. 2147 ff. 
23) AB NR, 2020, S.1138 ; AB SR, 2020, S.1375 f. 
24) AB NR, 2019, S. 239 ff.
25) Abstimmungsmonitor FÖG vom 23.9.20; Bericht zur Abstimmungsumfrage vom 16.9.20; Blick Online, 4.8.20;
Medienmitteilung BR vom 18.3.20; Medienmitteilung Tamedia vom 13.8.20; Medienmitteilung Tamedia vom 2.9.20; SRG-
Umfrage vom 14.9.20; SRG-Umfrage vom 27.9.20; NZZ, 16.6.20; So-Bli, 28.6.20; NZZ, TG, 4.7.20; SGT, 9.7.20; AZ, 16.7.20; NZZ,
12.8.20; TA, 14.8.20; NZZ, ZGZ, 19.8.20; Lib, TA, 21.8.20; NZZ, 22.8., 24.8.20; TA, 25.8.20; WOZ, 27.8.20; TG, 29.8.20; AZ, LT,
Lib, NF, 31.8.20; NZZ, 3.9.20; AZ, CdT, LT, 4.9.20; LT, TA, 9.9.20; CdT, TZ, 10.9.20; CdT, 11.9.20; QJ, 12.9.20; TA, 15.9.20; AZ,
Blick, 18.9.20; So-Bli, 20.9.20; Blick, 21.9., 22.9.20; WOZ, WW, 24.9.20; Blick, CdT, LT, NF, NZZ, SZ, TA, TZ, 28.9.20; NZZ,
29.9.20; WOZ, 1.10.20
26) AB NR, 2022, S. 288 ff.
27) AB NR, 2023, S. 920 ff.; AB NR, 2023, S. 939 ff.; AB NR, 2023, S. 948 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 31.3.23;
Medienmitteilung KVF-NR vom 18.4.23; Medienmitteilung KVF-NR vom 21.3.23; SRF online vom 30.5.23; 24H, CdT, Lib, TA,
31.5.23; Republik, SGT, 1.6.23; AVF, 3.6.23
28) AB NR, 2023, S. 1514f.; Mo. 23.3346
29) AB NR, 2020, S. 2643 ff.
30) AB NR, 2020, S. 451 ff.; AB NR, 2020, S. 521; AB SR, 2020, S. 253 ff.
31) AB NR, 2021, S. 1425 ff.
32) AB NR, 2019, S. 1937; Berichterstattung vom 13. Februar 2019
33) Medienmitteilung der RK-NR vom 20.5.22; Pa.Iv. 21.436 v. 19.3.21; Pa.Iv. 21.437 v. 19.3.21; Pa.Iv. 21.438 v. 19.3.21; Pa.Iv.
21.439 v. 19.3.21; Pa.Iv. 21.440 v. 19.3.21
34) AB NR, 2022, S. 2284 ff.
35) AB NR, 2019, S. 419 ff.; Medienmitteilung WBK-NR vom 1.2.19
36) AB NR, 2020, S. 1363 ff.; AZ, CdT, NZZ, TA, 11.9.20
37) 24H, 2.9.19; Bund, 21.9.19; Exp, NZZ, 3.10.19; NZZ, TA, 21.10.19; WW, 7.11.19; AZ, NZZ, TA, 18.11.19
38) Medienmitteilung Operation Libero vom 21.10.19; NZZ, 28.6.19; AZ, SGT, 29.6.19; WoZ, 29.8.19; Blick, 20.9.19; So-Bli,
20.10.19

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 30


